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HEINZ-DIETER ASSMANN I ROLF SETHE 
Die Auswirkungen von Vorkaufsrechten und 

Vinkulierungsklauseln auf den Paketerwerb von 

GmbH-Anteilen 

1. EINLEITlJNG 
Walfgang Zöllner gehört zu den wenigen Juristen, deren Arbeit noch gleichermagen 
und mit ungeteilter Kompetenz auf die GrundsatLfragen und die theorlitischen und 
praktischen Detailprobleme des Rechts gerichtet ist. Was für das Werk des Jubilars 
im ganzen gilt, gilt allemal auch für den Schwerpunkt seiner Arbeit im Gesellschafts­
recht, namentlich im Recht der Kapitalgesellschaften. Es hätte deshalb nahegelegen, 
ihm einen Beitrag zu widmen, der grundsätzliche und praktisch-problembezogene 
fragen miteinander verbindet, wären nicht die Zwänge einer Festgabe zu beachten, 
die einer überaus groHen Schar von Gratulanten Raum gewähren muß. So mag der 
Jubilar, bei aller Freude an der Kontroverse, die ihm neben derjenigen zum Konsens 
auch eigen ist, vielleicht sogar dankbar dafür sein, daß ihm auf diese Weise ein aus 
den räumlichen Fugen geratener und dem Verbandsrecht doch stark zu Leibe rük­
kender Beitrag über die Verbindungslinien von Kapitalmarktrecht und Kapitalge· 
sellschaftsrecht erspart geblieben ist. Statt dessen würdigen die Autoren den Jubilar 
mit einern Beitrag zu einem Thema, dessen praktische Bedeutung auf eigenartige 
Weise mit seiner fehlenden Wahrnehmung als Praxisproblem, seiner unzureichenden 
theoretischen Durchdringung und seiner lückenhaften kautelarjuristischen Bewälti­
gung kontrastiert: eine Konstellation, die gerade für den Kommentator Walfgang 
Zöllner weder fremd noch ohne Reiz sein dürfte. 
Der folgende Beitrag widmet sich der Frage, wie sich statutarische Vorkaufsrechte 
und Vinkulierungen auf eine paketweise Veräußerung von GmbH-Anteilen auswir­
ken, die von unterschiedlichen Gesellschaftern gehalten werden. Auch wenn die 
nachfolgenden Ausführungen Wege aufzeigen, um die daraus resultierenden rechtli­
chen Probleme zu bewältigen, sind diese Lösungsvorschläge doch für die Praxis mit 
erheblicher Rechtsunsicherheit verbunden, da einschlägige Präjudizicn fehlen. Diese 
Unsicherheit läßt sich, wegen des weitgehend dispositivcn Charakters der maßgeb­
lichen Rechtsvorschriften, durch entsprechende Satzungsregc!ungen beseitigen. 
Auch insoweit werden daher Überlegungen angestellt und Vorschläge unterbreitet, 
so daß der folgende Beitrag gleichermaßen rechtswissenschaftlichen wie praktischen 
Bedürfnissen Rechnung trägt. 
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Die vorstehend nur grob angedeutete Thematik aus dem Bereich des Erwerbs 
bzw. der Veräußerung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften wird derzeit ge­
wiß durch andere, von aktuellen Gesetzesänderungen oder bevorstehenden Gesetz­
gebungsprojekten aufgeworfenen Fragestellungen überlagert. So richtet sich die 
Aufmerksamkeit vor allem auf die neuen oder zu erwartenden Vorschriften betref­
fend den Erwerb von Beteiligungen an Aktiengesellschaften. Die hier zu behandeln­
den Auswirkungen von Vorkaufsrechten und Vinkulierungsklauseln auf den Paket­
erwerb von GmbH-Anteilen sind indes von nicht zu unterschätzender praktischer 
Bedeutung: Zwar sind bislang nur wenige Konfliktfälle Gegenstand (veröffentlich­
ter) gerichtlicher Entscheidungen gewesen!, doch hat selbst das nur spärliche Schrift­
tum2 zu der nachfolgend behandelten Fragestellung bereits eine Reihe einschlägiger 
Sachverhalte ans Licht gebracht.3 Hinzu kommt der Umstand, daß die GmbH die 
dominierende Unternehmensrechtsform darstellt4 und der Gesellschaftsvertrag der 
als GmbH organisierten Unternehmen regelmäßig Vorkaufs- und Erwerbsvorrechte 
zugunsten der Gesellschafter vorsiehtS, um diese wiederum mit Erfordernissen zur 
Genehmigung von Anteilsübertragungen zu kombinieren.6 Konfliktfälle der im fol­
genden anzusprechenden Art sind damit gleichsam vorprogrammiert, auch wenn 
Zur Vorkaufsproblemacik, wenngleich nicht immer zu GmbH-spezifischen Fragestellun­
gen, etwa BGH NJW 1987, 890 - (Dinkelacker - Vorinstan2 OLG StuttgartJZ 1987,570 
m. Anm. Flume); LG Offenburg AG 1989,134 und OLG Karlsruhe WM 1990,725 (Bur­
da/Springer). Zur Vinkulierungsthematik etwa BGH WM 1987, 174; OLG Düsseldorf, 
EWiR § 103 AktG 1/97, 145 (Kort); LG Aachen, AG 1992,410 sowie LG OHenburg, a.a.O. 
2 	Zur Vorkaufsproblematik insbesondere Grunewald, FS Gernhuber, 1993, S.137 H.; Wester­
mannlKlingberg, FS Quack, 1991, 545 ff. Weiterrun einschlägig Burkert, NJW 1987, 3157; 
Pikart, WM 1971, 490; Trinkner, BB 1963,1236. Zur Vinkulierungsthematik im vorliegen­
den Zusammenhang aus der neueren Literatur (jeweils m.w.N. zum älteren Schrifttum) 
etwa G. Hueck, FS Larenz I, 1973, S.749 H.; Kellner, Die Kontrolle der Entscheidung 
der Gesellschafterversammlung über die Übertragung von Geschäftsanteilen an einer 
GmbH, Diss. Tübingen 1994; Reichert, Das Zuscimmungserfordernis zur Abtretung von 
Geschäftsanteilen in der GmbH, 1984; ReichertiWinter, FS 100 Jahre GmbHG, 1992, 
S. 209 H.; Staib, Die Sicherung des Familieneinflusses auf die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung durch Kontrolle der mitgliedschaftlichen Übertragungsvorgänge, Diss. Tübingen 
1997. Daneben findet sich umfangreiches Schrifttum zur Gestaltung derartiger Klauseln 
(Ouo, GmbHR 1996, 16 H. m.w.N.) und zur Umgehung des Vorkaufsrechts sowie des Ver­
hältnisses von Vorkaufsrecht und Vinkulierung zur vorweggenommenen Erbfolge (vgl. je­
weils m.w.N. Müller, FS Boujong, 1996, S. 375 H.; Kowalski, GmbHR 1992, 347 H.; Hilger, 
FS Quack, 1991, S. 259 H.; Lessmann, GmbHR 1986, 409 H.). 
3 	S. insbes. WestermanniKlingberg, FS Quack, 1991, S. 545 H. 
4 Mittlerweile beläuft sich die Zahl der GmbHs auf über ltlO 000; s. Hansen, GmbHR 1997, 
832, 833. Angaben zur Verbreitung von AG und GmbH bei Sethe, Die personalistische 
Kapitalgesellschaft mit Börsenzugang, 1996, S.564 H. 
S Vgl. Westermann/Klingberg, FS Quack, 1991, S.551. 
6 ReichertlWinter, FS 100 Jahre GmbHG, 1992, S. 212. Entsprechende Gestaltungsvorschläge 
finden sich auch in den einschlägigen Vertragshandbüchern. 
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sich im einzelnen keine Aussage darüber treffen läßt, in welchem Umfang Paketver­
käufe von GmbH-Anteilen stattfinden und wie oft solche Transaktionen an statuta­
risch vorgesehenen Sicherungen scheitern oder zu ernsten Konflikten führen. 
II. KONKRETISIERUNG DER PROBLEMSTELLUNG 
Vorkaufsrecht und Vinkulierung werden in den Gesellschaftsverträgen der GmbH 
zumeist so formuliert, daß sie den Fall des Ausscheidens lediglich eines der Gesell­
schafter erfassen. Solche Klauseln verursachen dann Streit, wenn aus einer GmbH 
gleich mehrere Gesellschafter ausscheiden und beabsichtigen, ihre Anteile als Paket 
an einen Dritten zu veräußern. Die ausscheidenden Gesellschafter werden, entspre­
chende Anteilsgrößen unterstellt, für den Verkauf der zum Paket geschnürten Antei­
le einen höheren Preis als für deren isolierte; Veräußerung erzielen.1fes gilt regel­
mäßig jedenfalls für den Fall, daß der Käufer des Pakets mit dem Erwerb der 
gebündelten Anteile eine qualifizierte Beteiligung, wie etwa eine SperrqÜnorität, er­
langt. 
Das wirft die Frage auf, ob die vorkaufsberechtigten Mitgesellschafter das statu­
tarische Vorkaufsrecht bei Paketverkäufen nur für das gesamte Paket oder'auch se­
parat, bezogen auf die einzelnen der gebündelten Anteile, ausüben können. Hält 
man letzteres für rechtlich zulässig und gestattet die getrennte Ausübung des Vor­
kaufsrechts, sind die Vorkaufsberechtigten in der Lage, das Paket zu zerschlagen. 
In diesem Falle wiederum ist darüber zu befinden, ob die Vorkaufsberechtigten 
den so benachteiligten Gesellschaftern den verlorenen Paketzuschlag ersetzen müs­
sen und wie dieser gegebenenfalls zu berechnen ist. Schließlich stellt sich die Frage, 
ob die Mitgesellschafter einen Paketverkauf dadurch unterbinden können, daß sie 
ihre Zustimmung zur Übertragung des Pakets als Ganzem versagen und nur den Ver­
kauf einzelner der zusammen veräußerten Anteile genehmigen. 
Um die Interessenkonflikte, die beim Zusammentreffen von gesellschaftsvertrag­
lich begründeten Vorkaufsrechten, statutarischen Vinkulierungsklauseln und paket­
weisen Veräußerungen von GmbH-Anteilen auftreten, hinreichend differenzieren 
und verdeutlichen zu können, empfiehlt es sich, vier typische Fallkonstellationen 
einzuführen. In jeder derselben haben die Gesellschafter im Gesellschaftsvertrag 
der GmbH ein Vorkaufsrecht vereinbart und die Anteilsübertragung von der Zu­
stimmung der Gesellschaft abhängig gemacht. 
Falll: Die Modell-GmbH hat drei Gesellschafter. Auf A l:nd B entfallen je 30 % 
und auf C 40 % des Stammkapitals. A und B veräußern ihre Anteile gemeinsam an 
D. Im Kaufvertrag ist bestimmt, die Anteile würden gemeinschaftlich (»gekoppelt«) 
verkauft. D zahlt ihnen einen w.eit über dem inneren Wert der Anteile liegenden 
Kaufpreis. C übt sein Vorkaufsrecht in bezug auf den Anteil des Baus. A und B ver­
sagen einer (auf dem Vorkaufsrecht beruhenden) Abtretung. an C die Genehmigung, 
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um ein Scheitern ihres Paketverkaufs zu verhindern, und billigen die Abtretung ihrer 
Anteile an D. 
Fall 2: Wiederum hat die Modell-GmbH drei Gesellschafter. A hält 2 %., ihr Ehe­
mann B 24 % und C 74 % der Anteile. A und B veräußern ihre Anteile gemeinschaft­
lich (»gekoppelt«) an D. C übt sein Vorkaufsrecht in bezug auf den Anteil des Baus. 
Gesellschafter B tritt der isolierten Ausübung des Vorkaufsrechts nur an seinem An­
teil entgegen und vertritt den Standpunkt, entweder sei das Paket zu erwerben oder 
es müsse vom Vorkaufsrecht Abstand genommen werden. Die Gesellschaft versagt 
mit der Mehrheit der Stimmen des C der Abtretung der Anteile an D die Zustim­
mung, weil keine neuen Gesellschafter in den Kreis der Anteilseigner aufgenommen 
werden sollen. Die Abtretung des Anteils von B an C wird genehmigt. 
Fall 3: Die Modell-GmbH hat seit dem Zeitpunkt ihrer Gründung drei Gesell­
schafterstämme, die jeweils insgesamt 33,3 % der Anteile halten. Stamm 1 gliedert 
sich in die Gesellschafter A und B, die 25 % bzw. 8,33 % der Anteile halten. Sie ver­
kaufen die Anteile an den gesellschaftsfremden D. Gesellschafter C übt sein Vor­
kaufsrecht im Hinblick auf den Anteil des B aus. Daraufhin verlangen A und B 
die Zahlung des Kaufpreises für diesen Anteil und den vollen Paketzuschlag. Die 
Gesellschafterversammlung versagt die Zustimmung zur Abtretung der Anteile an 
D, da dieser maßgeblich an einem mit der GmbH konkurrierenden Unternehmen 
beteiligt sei und zudem keinen guten Leumund habe. Gleichwohl billigt die Ver­
sammlung die Abtretung des Anteils von B an C. 
Fall 4: Aufgrund von Erbfällen und Veräußerungen hat die Modell-GmbH insge­
samt fünfzehn Gesellschafter, die untereinander keine familiären Verbindungen ha­
ben. Die Gesellschafter A und B, deren Anteile jeweils 13 % des Stammkapitals aus­
machen, veräußern ihre Anteile an D. Dieser erwirbt die Anteile nur deshalb, weil er 
mit ihnen eine Sperrminorität erhalten würde. Gesellschafter C übt sein Vorkaufs­
recht in bezug auf die Veräußerung des Anteils des B aus. Ohne Nennung von Grün­
den verweigert die Gesellschafterversammlung der Abtretung des Anteils von B an 
C die Zustimmung, genehmigt aber die Abtretung von A an D. 
An diesen Sachverhalten interessiert allein das Rechtsverhältnis zwischen Vor­
kaufsberechtigten und Vorkaufsverpflichteten sowie das Abstimmungsverhalten 
der Beteiligten im Hinblick auf die jeweiligen Anteilsübertragungen. Außer Betracht 
bleiben die Rechtsbeziehungen des jeweiligen Käufers D zu den jeweiligen Verkäu­
fernA und B? 
7 	Der jeweilige Käufer wird in allen vier Fällen nur am gemeinschaftlichen (»gekoppelten«) 
Erwerb beider Anteile ein Interesse haben. Wie sich aus den nachfolgenden Ausführungen 
ergibt, kann der Vorkaufsberechtigte den Paketerwerb verhindern. Hat der Käufer sich für 
diesen Fall kein Rücktrittsrecht ausbedungen, kanri er zumindest die Rechtsfolgen geltend 
machen, die sich aus der teilweisen Unmöglichkeit des Paketerwerbs ergeben. Anderer An­
sicht sind WestermannlKlingberg, FS Quack, 1991, S.561, die auch ohne entsprechenden 
ausdrücklichen Rücktrittsvorbehalt ein Rücktrittsrecht annehmen. 
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III. VORKAUFSRECHT UND PAKETERWERB 
1. Das Vorkaufsrecht 
Den Gesellschaftern steht es frei, im Gesellschaftsvertrag Erwerbsvorrechte und de­
ren Ausgestaltung zu regeln.8 Benennt die Satzung ein Erwerbsvorrecht und ergeben 
sich sonst keine besonderen Anhaltspunkte für die Auslegung der gesellschaftsver­
traglichen Vereinbarung in die eine oder andere Richtung, so ist die fragliche Klausel 
als Vorkaufsrecht im Sinne der §§ 504 ff. BGB zu deuten.9 Die in der Praxis verwen­
deten Satzungen wählen aus dem Kreis denkbarer Erwerbsvorrechte regelmäßig aus­
drücklich das Vorkaufsrecht aus, das deshalb Ausgangspunkt für die nachfolgenden 
Überlegungen ist. 
Regelt die Satzung keine Einzelheiten hinsichtlich der Frage, wem das Vorkaufs­
recht zustehen soll und was als Vorkaufsfall ~u gelten hat, sondern räyfut den Mit­
gesellschaftern ein generelles Vorkaufsrecht ein, so steht dieses allen Mitgesellschaf­
tern zu. Dabei ist es gleichgültig, ob der Anteil an Mitgesellschaflier oder an 
gesellschaftsfremde Dritte veräußert werden soll. Für diese Auslegung des Gesell­
schaftsvertrags spricht, daß das Ziel des Vorkaufsrechts nicht allein darin besteht, 
das Eindringen unerwünschter Dritter zu verhindern; vielmehr dient es auch dem 
Zweck, die Beteiligungsverhältnisse innerhalb der Gesellschaft zu erhalten. lO Dieses 
Ergebnis entspricht demjenigen der herrschenden Meinung, die diese Frage, losge­
löst von gesellschaftsrechtlichen Erwägungen, über die Definition des Begriffs des 
»Dritten« im Sinne des § 504 BGB beantwortet: Dritter sei jede Person, die Partei 
des konkreten Kaufvertrags sei, der den Vorkaufsfall bildetll , gleich ob sie bereits 
der Gesellschaft angehöre oder nicht. 
2. Getrennte Ausübung des Vorkaufsrechts in bezug aufPaketverkäufe 
Nach dem in § sos Abs.2 BGB zum Ausdruck kommenden Grundsatz der Inhalts­
akzessorietät ist der Vorkaufsberechtigte prinzipiell an die Vereinbarungen gebun­
den, die zwischen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Dritten zustande kamen. 
Fraglich ist aber, ob dadurch dem Vorkaufsberechtigten auch die Möglichkeit ge­
8 Vgl. BGH NJW 1969,2049; BayObLG AG 1989, 173; Staib (Fn.2), S.201 unter Hinweis 
auf § 15 Abs.5 GmbHG sowie mit weitergehender Begründung G. Hueck in Baum­
bach/Hueck, GmbHG, 16. Auf!. 1996, §3 Rn.42 und den., FSJ-arenz I, 1973,5.756 f. 
m.w.N. 
9 Ebenso G. Hueck, FS Larenz I, 1973,5.761. 
10 WestermannlKlingberg, FS Quack, 1991, S. 548; Grunewald, F5 Gernhuber, 1993, 5. 137. 
11 S. etwa, jeweils mit ausführlicher Darstellung der einschlägigen Rechtsprechung, Wester­
mann in: Münchener Kommentar zum BGB, 3. Auf!. 1995, §504 Rn. 23; Schurig, Das Vor­
kaufsrecht im Privatrecht, 1975, S. 162 ff. 
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nommen wird, die Ausübung seines Vorkaufsrechts auf einen Teil der gemeinschaft­
lich (»gekoppelt«) veräußerten Geschäftsanteile zu beschränken. Diese Rechtsfrage 
war bislang weder Gegenstand einer höchstrichterlichen Entscheidung noch eines 
instanzgerichtlichen Urteils. Im Schrifttum ist ihre Behandlung umstritten. 
a) Der gemeinschaftliche Anteilsverkauf als Rücktrittsvorbehalt oder als Umgehung 
des Vorkaufsrechts? 
Nach einer von WestermannlKlingberg vorgetragenen Ansicht soll es auf der 
Grundlage einer analogen Anwendung von § 506 BGB möglich sein, die Ausübung 
des Vorkaufsrechts auf einen Teil der gemeinschaftlich verkauften Anteile zu be­
schränken. Dem liegt die Auffassung zugrunde, die Koppelung der Anteile im 
Wege einer »Paketklausei« im Drittvertrag könne als Rücktrittsvorbehalt des Dritten 
im Sinne des § 506 BGB gedeutet werden; folglich sei der Vorkaufsberechtigte in der 
Lage, das Vorkaufsrecht unabhängig von der durch die Vertragsparteien des Dritt­
vertrags vorgenommenen Koppelung auszuüben.12 Alternativ wird von den vorge­
nannten Autoren erwogen, die gemeinschaftliche Veräußerung von GmbH-Anteilen 
im Drittvertrag als eine Umgehung des Vorkaufsrechts zu betrachten, so daß bei 
einer im Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Vinkulierung der Anteile die Zustim­
mung zur Abtretung verweigert werden könne. Dem liegt die Überlegung zugrunde, 
»das Eingreifen der regelmäßigen Vertragsbestimmung, wonach bei Nichtausübung 
des Vorkaufsrechts der Verpflichtete in der Veräußerung frei« sei, könnte als »er­
schlichen« anzusehen seinY 
Selbst WestermannlKlingberg scheinen von den von ihnen vorgetragenen 
Lösungsvorschlägen nicht gänzlich überzeugt zu sein: Zum einen werden diese le­
diglich als mögliche Ansätze präsentiert. Zum anderen erscheinen sie in der zeitlich 
späteren Kommentierung des Vorkaufsrechts durch Westermann im Münchener 
Kommentar nicht mehr unter den vom Kommentator angeführten Schrifttumsan­
sichten. Mit der herrschenden Meinung14 teilt Westermann hier vielmehr die Annah­
me,dierechtliche Behandlung des in Frage stehenden Falles habe auf der Grundlage 
der Regelung des § 508 BGB zu erfolgen.15 Diese~ Meinungswandel erscheint wenig 
überraschend, denn weder die Umgehungsthese noch diejenige vom Primat der In­
haltsakzessorietät bei analoger Anwendung von § 506 BGB vermögen zu überzeu­
gen: Vergleicht man die in Fall 1 geschilderte Lage der verkaufswilligen Gesellschaf­
12 WestermannlKlingberg, F5 Quack, 1991, 5.560 f. Kritisch zur analogen Anwendung von 
§506 BGB Burkert, NJW 1987,3157,3158 f. 
13 WestermannlKlingberg, F5 Quack, 1991, 5. 56l. 
14 U. Huber in: 50ergel, BGB, 12. AufL 1991, § 508 Rn. 1 a; Grunewald, F5 Gernhuber, 1993, 
5.144; LG Offenburg, AG 1989, 134, 137. 
15 Westermann (Fn. 11), § 508 Rn. 1 Fn.2; keine Erwähnung des Problemkreises in der Kom­
mentierung des § 506. 
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ter mit der Situation eines Mehrheitsgesellschafters, der einen Gesellschaftsanteil von 
60 % veräußern will, so steht außer Frage, daß der Markt in beiden Fällen die Tat­
sache der Veräußerung einer Anteilsmehrheit honorieren wird. Würde man den bei­
den von Westermann/Klingberg erwogenen Ansätzen folgen, hätte es der Gesel!­
schafter C in der Hand, das Paket zu zerschlagen, ohne den finanziellen Nachteil 
der verkaufswilligen Gesellschafter ausgleichen zu müssen. Vorkaufsrechte sind je­
doch auf ihren Zweck zu begrenzen, das Eindringen unerwünschter Dritter verhin­
dern und die Beteiligungsverhältnisse innerhalb der Gesellschaft erhalten zu können. 
Dagegen ist zu vermeiden, daß mit dem Vorkaufsrecht Einfluß auf die für den Ver­
kauf von Gesellschaftsanteilen zu zahlenden Preise genommen werden kann. Wenn 
ein Gesellschafter im Wege der Ausübung eines Vorkaufsrechts seine Beteiligungs­
quote erhalten oder ausdehnen will, so soll er für den Erwerb der dazu erforderli­
chen Anteile auch den marktgerechten Preis zahlen. Der Fall der Veräußerung einer 
AnteiIsmehrheit durch einen einzelnen Gesells,chafter und derjenige deiVerkaufs ei­
ner Mehrheitsbeteiligung, die auf der gemeinschaftlichen Veräußerung separater An­
teile von zwei oder mehr Gesellschaftern beruht, müssen daher einheitlich gelöst 
werden. Deshalb ist im folgenden der Frage nachzugehen, ob die Anw~ndung von 
§ 508 BGB zu interessengerechten Lösungen führt. 
b) Der gemeinschaftliche Anteilsverkauf als Anwendungsfall des §508 BGB 
Ungeachtet des Umstands. daß im Schrifttum nur wenige Stimmen zu finden sind. 
die sich mit der hier zu behandelnden Problematik auseinandersetzen, darf die Auf­
fassung, bei der auf einen Teil gemeinschaftlich veräußerter Geschäftsanteile be­
schränkten Ausübung des Vorkaufsrechts handele es sich um einen Anwendungsfall 
des §508 BGB, gleichwohl als zwischenzeitlich herrschende Meinung angesehen 
werden.16 . 
aa) Anwendbarkeit des § 508 BGB . 
Wie §508 Satz 1 BGB zu entnehmen ist, steht dem Vorkaufsberechtigten die Mög­
lichkeit der Ausübung des Vorkaufsrechts auch dann offen, wenn sich das Vorkaufs­
recht nur auf einen Teil des Vertrags zwischen dem Vorkaufsverpflichteten und dem 
Dritten bezieht. Der Vorkaufsberechtigte kann mithin sein Vorkaufsrecht autden 
von seinem Vorkaufsrecht erfaßten Teil der Gegenständel7, die vom Vorkaufsberech­
tigten an einen Dritten verkauft wurden, beschränken. Das bedeutet, daß dem Drit­
ten grundsätzlich zugemutet wird, aus den gemeinschaftlicI: gekauften Gegenstän­
16 S. die Nachweise oben in Fn.14 und 15. 
17 »Gegenstand« eines Vorkaufs kann all das sein, was Gegenstand eines Kaufs sein kann (vgL 
nur Putzo in: Palandt, BGB, 57. Aufl. 1998, Vor § 504 Rn. 2), mithin auch ein Recht (§ 433 
Abs.l Satz 2 BGB) wie es der Anteil an einer GmbH darstellt. 
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den diejenigen abzugeben, die von dem Vorkaufsrecht erlaßt sind.18 Die Interessen 
des Vorkaufsverpflichteten und des Dritten, die verkauften Gegenstände (Rechte) 
nur zusammen veräußern bzw. erwerben zu wollen, werden allerdings dann geson­
dert geschützt, wenn der Vorkaufsverpflichtete durch die Aufspaltung des Vertrages 
einen Nachteil erleidet (§ 508 Satz 2 BGB). 
Die hier in Frage stehenden Fallkonstellationen - wechselseitige Einräumung 
eines Vorkaufsrechts im Gesellschaftsvertrag der GmbH einerseits und gemein­
schaftliche Veräußerung mehrerer Anteile andererseits - unterscheiden sich vom ge­
setzlich geregelten Fall. Nicht nur ein Teil der verkauften Gegenstände ist von einem 
Vorkaufsrecht erlaßt. Vielmehr stehen dem Vorkaufsberechtigten bezüglich sämt­
licher der zusammen verkauften Anteile Vorkaufsrechte zu, von denen er aber nur 
einzelne ausübt, um spezielle Anteile erwerben zu können. Zur Beantwortung der 
Frage, ob auch dieser Sachverhalt von § 508 BGB erlaßt wird19, ist zunächst festzu­
stellen, daß den Gesellschaftern aufgrund der gesellschaftsvertraglichen Regelung in 
der Tat für jeden der verkauften Anteile ein eigenständiges Vorkaufsrecht zusteht:20 
Der in §508 Satz 1 BGB zum Ausdruck kommende Grundsatz muß auch für den 
Fall gelten, daß mehrere von Vorkaufsrechten erlaßte Anteile von verschiedenen 
Vorkaufsverpflichteten verkauft werden. Die Position des Vorkaufsberechtigten 
soll nach der gesetzlichen Wertung gerade nicht durch eine vertragliche Abrede zwi­
schen Vorkaufsverpflichtetem und Drittem geschmälert werden können. Stehen dem 
Vorkaufsberechtigten C zwei unabhängige und selbständig ausübbare Vorkaufsrech­
te zu, bleiben diese nach der gesetzlichen Wertung des § 508 Satz 1 BGB trotz der 
Koppelungsabrede im Kaufvertrag jeweils zwischen A und B auf der einen und D 
auf der anderen Seite erhalten. Auch läßt der zeitgleiche Verkauf zweier Anteile 
die beiden Vorkaufsrechte nicht »verschmelzen«.21 Als Zwischenergebnis läßt sich 
deshalb festhalten, daß in den Ausgangsfällen 1 bis 4 dem Gesellschafter C jeweils 
ein selbständiges und selbständig ausübbares Vorkaufsrecht an den Geschäftsantei­
len der Gesellschafter A und B zusteht. . 
ui Westermann (Fn.ll), §508 Rn. 3. 

19 Darüber, ob der Gesetzgeber in § 508 auch diesen Fall erfassen wollte, finden sich - jeden­

falls in den Materialien zum BGB - keine Anhaltspunkte; vgl. M ugdan, Die gesammten Ma­
terialien zum Bürgerlichen Gesetzbuch für das Deutsche Reich, Bd. II, 1899, S. LXIII sowie 
S. 194, 789 ff. _ 
20 U. Huber (Fn.14), § 508 Rn. 1 a. So im Ergebnis wohl auch WestermannlKlingberg, FS 
Quack, 1991, S.561; BGH NJW 1987, 890 ff. (zur AG). 
21 	 U. Huber (Fn.14), §508 Rn. 1 a. Im Ergebnis auch Westermann (Fn.ll), §508 Rn. 1. Wie 
sich aus § 15 Abs. 2 GmbHG ergibt, behalten Geschäftsanteile selbst dann ihre Selbständig­
keit, wenn sie von einem Gesellschafter zu seinem bestehenden Geschäftsanteil hinzu er­
worben werden. 
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bb) Abweichende Satzungsregelung? 
§ 508 Satz 1 BGB formuliert dispositives Recht.22 Sollten sich die Anteile an ~iner 
GmbH in der Hand von Familienstämmen oder anderweitig verbundenen Anteils­
eignergruppen befinden, böte es sich an, eine von §508 Satz 1 BGB abweichende ge­
sellschaftsvertragliche Regelung zu treffen. Eine solche Regelung könnte vorsehen, 
daß bei gemeinschaftlicher Veräußerung der Anteile einer besti~mten Gesellschaf­
tergruppe die übrigen Gesellschafter ihr Vorkaufsrecht nur bezüglich des Gesamtpa­
kets ausüben dürfen. 
Wie schon an früherer Stelle ausgeführt, enthalten die gängigen Satzungen jedoch . 
zumeist keine derartigen vorausschauenden Regelungen. In den geschilderten Aus­
gangsfällen kommt eine von §508 Satz 1 BGB abweichende Regelung allenfalls in 
Ausgangsfall 3 in Betracht, wenn man den diesbezüglichen Gesellschaftsvertrag 
einer ergänzenden Vertragsauslegung unterzieht. Wegen der Aufteilun~ der Anteile 
auf Gesellschafterstämme könnte man argum~ntieren, die Ausübung Von Vorkaufs­
rechten sei im Falle des gemeinschaftlichen Verkaufs der von Mitglieder:n eines Ge­
seIlschafterstammes gehaltenen Anteile stets nur füJ; das gesamte Anteilspaket zuläs­
sig. Hierfür ließe sich anführen, daß die Gesellschafter sich von Anfang an aus drei 
Farniliengruppen zusammensetzten und die Anteile einer Gruppe schon deshalb 
wirtschaftlich eine Einheit bildeten. Gegen eine solche Auslegung spricht aber schon 
die Überlegung, daß sämtliche der Gesellschafter bei Abschluß des Gesellschaftsver­
trages von der Gruppenzusammensetzung des Gesellschafterkreises wußten und 
einen entsprechenden Willen ohne weiteres in einer Vertrags klausel hätten zum Aus­
druck bringen können. Wenn sie statt dessen, in Kenntnis der Umstände, ein wech­
selseitiges Vorkaufsrecht vereinbaren, das grundsätzlich einem jeden Gesellschafter 
ein Vorkaufsrecht auf jeden einzelnen Geschäftsanteil einräumt, so bleibt kein 
Raum für die Annahme, die Gesellschafter hätten im Gesellschaftsvertrag eine 
§ 508 Satz 1 BGB abbedingende Regelung treffen wollen. 
Nicht ohne Bedeutung für die ergänzende Auslegung eines Gesellschaftsvertrags 
in dem hier in Betracht gezogenen Sinne ist auch die Beantwortung der Frage, ob bei 
der Formulierung der Vorkaufsrechte eine Standardklausel für GmbH-Gesell­
schaftsverträge verwendet wurde oder nicht. Mit einer solchen Standardklausel ver­
binden sich regelmäßig keine Bindungen im Hinblick auf die Ausübung des Vor­
kaufsrechts in der hier in Frage stehenden Art. Wären angesichts der Verwendung 
solcher Standardklauseln entsprechende Bindungen gewollt, müßten sich besondere 
tatsächliche und zweifelsfreie Anhaltspunkte hierfür nachweisen lassen, die über das 
hinausgehen, was in Ausgangsfall 3 für eine solche Ausleglmg angeführt werden 
könnte. Schließlich kommt als Abbedingung des §508 Satz 1 BGB auch nicht die 
Koppelungsabrede im Kaufvertrag der Vorkaufsverpflichteten mit dem Dritten in 
22 RGZ 97, 282, 285; Westermann (Fn.11), §508 Rn. i. 
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Betracht, da solche Vereinbarungen nicht zu Lasten der an diesem Venrag unbetei­
ligten Vorkaufsberechtigten wirken können.23 
Als weiteres Zwischenergebnis ist mithin festzustellen, daß sowohl in Ausgangs­
fall 3 als auch in den übrigen Ausgangsfällen das Vorkaufsrecht jeweils in bezug auf 
den Anteil des B wirksam ausgeübt wurde. 
Gemäß §505 Abs.2 BGB kommt durch die wirksame Ausübung des Vorkaufs­
rechts ein Vertrag zwischen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Vorkaufsberech­
tigten unter den Bedingungen zustande, die der Vorkaufsverpflichtete mit dem Drit­
ten vereinbart hat.24 
cc) Einrede des §508 Satz 2 BGB 
Folgt man der vorstehend dargestellten herrschenden Meinung und betrachtet die 
auf einen Teil gemeinschaftlich veräußener Geschäftsanteile beschränkte Ausübung 
eines Vorkaufsrechts als Anwendungsfall des §508 Satz 1 BGB, so steht dem Vor­
kaufsverpflichteten im Gegenzug die Einrede des § 508 Satz 2 BGB zu. Dieser zufol­
ge kann der Vorkaufsverpflichtete verlangen, den Vorkauf auf alle Gegenstände zu 
erstrecken, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können. Ob die vor­
kaufsbedingte Aufspaltung eines Anteilspakets einen Nachteil im Sinne des § 508 
Satz 2 BGB darstellt, ist streitig. 
(1) Eine Ansicht verneint dies mit dem Argument, Paketzuschläge seien in der Praxis 
nicht vorstellbar. Sie kommt damit zu dem Ergebnis, der isoliene Erwerb eines Teils 
der als Paket verkauften Geschäftsanteile sei zulässig.25 Würde man dieser Ansicht 
folgen, so wäre in den geschildenen Ausgangsfällen jeweils zwischen den Gesell­
schaftern C und B ein Kaufvertrag über den Geschäftsanteil des letzteren zustande 
gekommen, wobei C einen verhältnismäßigen Teil des zwischen den Gesellschaftern 
A und B einerseits und dem Dritten D andererseits vereinbarten Gesamtpreises zu 
entrichten hätte. 
Diese Ansicht vermag jedoch nicht zu überzeugen, weil bereits die von ihr zu­
grunde gelegte Prämisse, Paketzuschläge kämen in der Praxis des Verkaufs von 
GmbH-Anteilen nicht vor, offenkundig unzutreffend ist. Sie läßt vor allem die auf­
grund der Regelung des §508 Satz 2 BGB aufzuwerfende Frage unbeantwonet, ob 
sich diejenigen der im Paket verkauften Anteile, die nicht Gegenstand der Ausübung 
des Vorkaufsrechts sind, überhaupt noch veräußern lassen, und falls ja, ob unter die­
sen Umständen ein Preis zu erzielen ist, der demjenigen entspricht, der nach Maß­
-23 Mißverständlich Westermann (Fn. 11), §508 Rn. 1 sowie Westermann/Klingberg, FS Quack, 
1991, S. 560 Fn. 62, die nicht klären, inwelchem Vertrag (GmbH-Satzung oder Anteilskauf­
vertrag) die Koppelung mit Wirkung gegen alle Beteiligten festgelegt werden kann . 
. 24 Dazu auch BGH NJW 1987, 890, 893; Westermann (Fn. 11), §505 Rn. 5 . 
.25 U. Huber (Fn.14), §508 Rn. 1 a. 
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gabe des Vertrags mit dem Dritten auf die fraglichen Geschäftsanteile entfallen wäre. 
Die Erfahrung zeigt indes, daß sowohl Splitterbeteiligungen (wie etwa im Ausgangs­
fall 2) als auch namhafte Beteiligungen unterhalb der Sperrminoritätsgrenze (wie 
etwa in Ausgangsfal13) dann nicht (mehr) leicht an Dritte veräußert werden können, 
wenn ein Gesellschafter oder eine fest gefügte Gesellschaftergruppe die Gesellschaft 
dominiert. Umgekehrt wird ein Geschäftsanteil um so leichter zu veräußern sein, je 
mehr Einfluß er dem Käufer im Hinblick auf die Durchsetzung seiner mit der Betei­
ligung verfolgten Interessen gewährt. Dabei darf die Erlangung einer Sperrminorität 
regelmäßig als kritische untere Grenze angesehen werden: Für einen Geschäftsanteil, 
der ihm eine solche Stellung verschafft oder zu erlangen hilft, wird der Käufer regel­
mäßig mehr zu zahlen bereit sein als für den gleichen Anteil, der seine Stimmrechts­
position aber im übrigen unverändert ließe. 
(2) Mit Recht hält deshalb die Gegenansicht ?ie Entstehung eines NarteiIs.für den 
Fall der vorkaufsbedingten Aufspaltung eines Paketverkaufs nicht von vornherein 
für ausgeschlossen26, sondern macht die Entscheidung vom Einzelfall a~hängig. Un­
tersucht man die Ausgangssachverhalte daraufhin,.so entstünde den Ge~ellschaftern 
A und B aus der isolierten Ausübung eines Vorkaufsrechts durch einen vorkaufsbe­
rechtigten Gesellschafter jeweils ein Nachteil: Im Fall! zahlt der Käufer nur deshalb 
einen Paketzuschlag, weil er die Mehrheit der Anteile erhielte. In den Fällen 2,3 und 
4 will sich der Käufer eine Sperrminorität verschaffen, die ihn gegen Satzungsände­
rungen schützen würde (§ 53 Abs. 2 GmbHG). Die Ausübung des Vorkaufsrechts al­
lein in bezug auf die Anteile des B bedeutet damit in der Tat einen Nachteil für die 
Vorkaufsverpflichteten, da der Käufer unter diesen Umständen kein Interesse mehr 
haben wird27, lediglich die nicht vom ausgeübten Vorkaufsrecht erfaßten Anteile zu 
erwerben. In anders gelagerten Fällen mag er zumindest nicht mehr willens sein, 
denjenigen Preis zu zahlen, der nach dem ursprünglichen Kaufvertrag prozentual 
auf die fraglichen Anteile entfallen wäre. In Fall 2 kommt hinzu, daß A und B Ehe­
leute sind und Ehepartner üblicherweise gemeinsame Interessen in der Gesellschaft 
verfolgen werden: Deshalb darf man hier davon ausgehen, daß ihre Position in der 
Gesellschaft derjenigen eines Gesellschafters vergleichbar ist, der eine Sperrminori­
tät innehat. Indem C sein Vorkaufsrecht nur bezüglich des Anteils des B ausübt, ver­
bleibt die Ehefrau A mit einem Anteil von 2 % in der Gesellschaft. Dieser Anteil 
wird damit weitgehend entwertet und läßt sich später faktisch wohl nur noch an 
C verkaufen, der hierbei zudem den Preis diktieren 'kann. 
26 Westermann (Fn,11), §508 Rn. 1; Grunewald, FS Gernhuber, 1993, S.144; wohl auch LG 
Offenburg, AG 1989, 134, 137 (Burda/Springer). 
27 Beweispflichtig hierfür wären jeweils A und B. 
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dd) Einwand des Rechtsmißbrauchs 
Fraglich ist jedoch, ob nicht schon die Koppelung von Geschäftsanteilen, die vor­
kaufsrechtsbelastet sind, den Einwand rechtsmißbräuchlichen Verhaltens (§ 242 
BGB) begründen k~nn, so daß die Erhebung der Nachteilseinrede aus §508 Satz 2 
BGB ausgeschlossen wäre. 
(1) Wie immer man sich dazu auch stellen mag: Allein der Umstand, daß der Kauf­
preis für die veräußerten Anteile als überhöht erscheint, rechtfertigt jedenfalls noch 
nicht den Einwand des Rechtsmißbrauchs, da der Vorkaufsverpflichtete immer das 
Risiko davonlaufender Preise trägt.28 
(2) Anerkannt ist jedoch, daß Vereinbarungen, die dem Zwecke dienen, auf die tat­
sächliche Ausübung des Vorkaufsrechts einzuwirken, gegenüber dem Vorkaufsbe­
rechtigten in dem Umfange unwirksam sind als sie die Durchsetzung dieses Rechts 
erschweren oder vereiteln.29 So hat das Reichsgericht im Hinblick auf einen Tausch­
vertrag (GmbH-Anteile gegen andere Beteiligungsrechte) festgestellt, die Gegenlei­
stung dürfe nicht dergestalt vereinbart werden, daß sie allein den Zweck habe, der 
Vereitelung des Vorkaufsrechts zu dienen. Für die Ausgestaltung der Gegenleistung 
müßten daher nachvollziehbare Gründe sprechen.30 Auf die hier in Frage stehenden 
Fallkonstellationen übertragen ist aus dieser Rechtsprechung der Schluß zu ziehen, 
daß nur ein deutlich und offenkundig überhöhter Kaufpreis, der auch unter Berück­
sichtigung des Paketzuschlags noch außerhalb jeder vernünftigen kaufmännischen 
Vernunft liegt, den Einwand rechtsmißbräuchlichen Verhaltens zu begründen ver­
mag. 
(3) Schließlich wird im Schrifttum auch die Ansicht vertreten, schon die Herstellung 
einer wirtschaftlichen Einheit im Sinne des § 508 BGB als solche sei rechtsmiß­
bräuchlich, wenn sie einzig mit dem Ziele vorgenommen würde, das Vorkaufsrecht 
auszudehnen oder zu vereiteln.31 Die zur Rechtfertigung dieses Standpunkts heran­
gezogene Entscheidung des Reichsgerichts32 vermag diese Auffassung jedoch nicht 
zu stützen: Bei genauerer Betrachtung des fraglichen Urteils hält das Gericht einen 
Rechtsmißbrauch nur unter der Voraussetzung für möglich, daß »ganz besonders ge­
artete, gegen den Vorkaufsverpflichteten sprechende Umstände vorliegen«, die über 
die bloße Koppelung des vorkaufsbelasteten Gegenstands mit einem anderen Gegen­
stand zu einem einheitlichen Kaufobjekt hinausgehen. Solche außergewöhnlichen 
28 WestermannlKlingberg, PS Quack, 1991, S.56!. 
29 BGHWM 1962, 1091, 1094f.; WM 1970,321,322; WM 1964,231 ff.; WM 1970,1315,1318; 
Westennann (Pn. 11), § 504 Rn. 22. . 
30 RG JW 1934, 1412, 1414. 
31 Trinkner, BB 1963, 1237. 
32 RG HRR 1935 Nr.724. 
14 
VORKAUFSRECHTE UND V INKULlERUNGSKLAUSELN 
Umstande liegen nur höchst selten vor und sind auch in den geschilderten Ausgangs­
fallen nicht nachweisbar.3) . 
(4) Neben den geschilderten Ansichten ware noch zu erwägen, ob nicht diestatuta­
rische Vereinbarung gerade eines »wechselseitigen« Vorkaufsrechts zur Folge haben 
könnte, daß sich die Vorkaufsverpflichteten, die ihre Geschäftsanteile wie in den 
Ausgangsfällen - gemeinschaftlich veräußern, den Einwand der mißbrauchlichen 
Rechtsausübung aus §242 BGB entgegenhalten lassen müßten. Selbst wenn dieser 
Einwand wegen der Regelung des § 137 Satz 1 BGB nicht die Gültigkeit des den Vor­
kaufsfall auslösenden Vertrages mit dem Dritten berühren würde, könnte er doch 
dazu führen, dem jeweils betroffenen Vorkaufsverpflichteten zumindest die Gel­
tendmachung der Einrede aus § 508 Satz 2 BGB abzuschneiden. 
Für diese Ansicht kann angeführt werden, daß ein wechselseitiges Vorkaufsrecht 
jedem Gesellschafter ein Vorkaufsrecht auf jeden einzelnen der von ein9m anderen 
Gesellschafter gehaltenen und an einen Dritterfveräußerten Gl!schäftsadteile gewäh­
ren soll. Damit einher geht das Recht, nach eigenem Gutdünken das Vorka,ufsrecht in 
einem Falle abzulehnen und in einem anderen auszuüben. Das damit! nach dem 
Wortlaut sowie Sinn und Zweck einer solchen V:reinbarung eingeräumte Recht, 
daß Vorkaufsrecht fallweise und einzeln ausüben zu können, wird indes durch die 
Koppelung der Anteile im Wege ihres gemeinschaftlichen Verkaufs zu einem Preis, 
der einen Paketzuschlag enthält, erschwert, wenn nicht, wegen der Höhe des Paket­
zuschlags, mitunter sogar vereitelt. 
Dem ließe sieh jedoch entgegenhalten, § 508 Satz 2 BGB bringe den Rechtsgedan­
ken zum Ausdruck, daß der Vorkaufsberechtigte unter den dort genannten U mstän­
den durchaus eine Erschwernis der Ausübung seines Vorkaufsrechts aufgrund von 
Koppelungsverkäufen in Kauf nehmen müsse und der durch letztere ausgelöste In­
teressenkonflikt zwischen Verkäufer und Vorkaufsberechtigten durch das dispositive 
Gesetzesrecht zugunsten des Verkäufers entschieden worden sei. 
Die Argumente für und wider abwägend, ist schwerlich zu leugnen, daß das 
»wechselseitige« fallweise Vorkaufsrecht für einzelne Geschäftsanteile durch den gec 
meinschaftlichen Verkauf vorkaufsrechtsbelasteter Geschäftsanteile an Dritte nicht 
von vornherein vereitelt, sondern l~diglich erschwert wird. Daß diese Erschwernis 
dem Sinn und Zweck eines gesellschaftsrechtlichen »wechselseitigen« Vorkaufs­
33 	 Rechtsmißbräuchlich wäre dagegen der gemeinschaftliche Verkauf vorkaufsrechtsverhafte­
ter Geschäftsanteile unter Vereinbarung eines überhöhten, den Vorkaufsberechtigten ab­
schreckenden Kaufpreises, wenn dem Erwerber nach erfolgreicher Übertragung der Anteile 
ein Teil des Kaufpreises zurückerstattet wird; so im Ergebnis Westermann (Pn. 11), § 504 
Rn. 22. Treffen Vorkaufsverpflichtete und Dritter Vereinbarungen, »deren Gesamtcharakter 
das Gepräge der Sittenwidrigkeit« aufweist, gelten diese gegenüber dem Vorkaufsberechtig­
ten als nicht existent, Westermann, ebd.; BGH WM 1964,231 ff.; WM 1970, 1315, 1318. 
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rechts zuwiderläuft, läßt sich in dieser Allgemeinheit nicht behaupten. Unter wel­
chen Voraussetzungen eine Vorkaufsrechts erschwernis zu einer Vereitelung des Vor­
kaufsrechts erstarkt, ist dagegen einzelfallbezogen nach den zuvor dargelegten 
Grundsätzen zu beurteilen. 
Ist dem Einwand, die Erhebung der Nachteilseinrede aus §508 Satz 2 BGB sei 
rechtsmißbräuchlich, damit regelmäßig wenig Aussicht auf Erfolg zu prognostizie­
ren, stellt sich die weitere Frage, welche Rechtsfolgen sich mit der Regelung des 
§ 508 Satz 2 BGB in den hier zugrunde gelegten Fällen verbinden. 
ee) Rechtsfolgen 
Nach der Formulierung des § 508 Satz 2 BGB kann der Vorkaufsverpflichtete verlan­
gen, daß sich das Vorkaufsrecht auf alle verkauften Sachen erstreckt. 
(1) Diese gesetzlich vorgegebene Lösung wird in Rechtsprechung und Schrifttum in­
sofern korrigiert, als sie dem Vorkaufsberechtigten die Möglichkeit gewährt, vom 
Vorkaufsrecht Abstand zu nehmen. Zur Begründung wird angeführt, die Erstrek­
kung des §508 Satz 2 BGB diene nur dem Schutz des Verpflichteten; dieser sei 
aber dann nicht mehr als benachteiligt anzusehen, wenn das Vorkaufsrecht durch 
entsprechende Erklärung des Vorkaufsberechtigten gegenstandslos werde und dem­
zufolge der Vertrag mit dem Dritten abgewickelt werden könne.34 
(2) Grunewald entwickelt diese Lösung fort mit dem Argument, der Erwerb des ge­
samten Pakets übersteige sehr oft die wirtschaftlichen Möglichkeiten des Vorkaufs­
berechtigten und mache sein Vorkaufsrecht damit faktisch wertlos. Deshalb sei ihm, 
abweichend vom Wortlaut des § 508 BGB, das Recht zu gewähren, nur einen Teil des 
Pakets zu erwerben, sofern er den daraus entstehenden finanziellen Nachteil des Ver­
pflichteten ausgleiche:35 
Nach dieser, zwischenzeitlich wohl zur herrschenden Meinung avancierten An­
siche6 stehen Vorkaufsberechtigten im Falle der Erhebung der Einrede des §508 
Satz 2 BGB damit drei Wahlmöglichkeiten zur Verfügung: Erstens vermag er auf sein 
Vorkaufsrecht verzichten; zweitens kann er sich mit der Erstreckung des Vorkaufs­
rechts auf das gesamte Paket einverstanden erklären; und drittens ist er berechtigt, 
34 	 RGZ 133, 76, 79 f.; Trinkner, BB 1963, 1237; Grunewald, FS Gernhuber, 1993, S.144; U. 
Huber (Fn.14), §508 Rn.2; Mezger in: RGRK, BGB, 12. Auf!. 1978, §508 RnA. Kritisch 
Mayer, NJW 1984, 100, loH. 
35 	 Grunewald, F5 Gernhuber, 1993,5.144. 
36 	 Zustimmend etwa Westermann (Fn. 11), § 508 Rn. 1 Fn.2; a.A. aber Mader in: Staudinger, 
BGB, 13. Bearbeitung 1995, § 508 Rn. 7, der anführt, das Gesetz sähe eine solche Lösung 
nicht vor. 
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auf dem Vorkaufsrecht in bezug auf einen Anteil zu beharren und den finanziellen 
Nachteil des Verpflichteten in Geld auszugleichen.37 
Mit der Einräumung dieses Wahlrechts verbindet sich zwar der Vorteil, die kon­
fligierenden Interessen zwischen Vorkaufsberechtigten und Vorkaufsverpflichteten 
auf differenzierendere Weise ausgleichen zu kännen38, doch wirft die mit der Einräu­
mung dieser Optionen verbundene Prozeduralisierung des Nachteilsausgleichs 
gleichzeitig einige bislang noch nicht befriedigend beantwortete Fragen auf. Zu die­
sen, im weiteren Verlauf der Ausführungen noch näher zu behandelnden Folgepro­
blemen gehört etwa die Berechnung des Nachteils der Vorkaufsverpflichteten für 
den Fall der Aufspaltung des Anteilspakets: Grunewald berechnet den Nachteilsaus­
gleich pauschal, indem sie, ohne den Paketzuschlag herauszurechnen39, den Kauf­
preis entsprechend der Quote der Anteile zueinander aufteilt. Im Ergebnis läßt sie 
damit allerdings die Tatsache gänzlich unbeachtet, daß auch der andere Gesellschaf­
ter einen Nachteil erleidet, da der von ihm bqwirkte Teil desPaketzurehlags nicht 
bezahlt werden muß. Auf diese und andere Detailfragen ist an späterer Stelle (IV.) 
zurückzukommen. 
ff) Ausübung des Wahlrechts 
Unsicherheit herrscht in der Praxis des weiteren im Hinblick auf die Bestimmung 
des Zeitpunkts, bis zu dem der Vorkaufsberechtigte sein Wahlrecht auszuüben hat. 
Insbesondere herrscht Verunsicherung darüber, ob es dem Vorkaufsberechtigten an­
gelastet werden kann, wenn er sich die - später möglicherweise von einem Gericht 
verworfene - Ansicht der herrschenden Meinung zu eigen macht und sein Vorkaufs­
recht beschränkt auf einen Teil der gemeinschaftlich veräußerten Geschäftsanteile 
ausübt. Anlaß zu dieser Besorgnis gibt ein Urteil des Reichsgerichts: In dem zu ent­
scheidenden Falle hatte der Vorkaufsberechtigte den nach Auffassung des Gerichts 
allerdings unzutreffenden - Standpunkt vertreten, er sei befugt, sein Vorkaufsrecht 
lediglich auf einen Teil der an den Dritten verkauften Gegenstände auszuüben. Folg­
lich hatte er das Recht des Vorkaufsverpflichteten, die Erstreckung des Vorkaufs­
rechts auf das Ganze verlangen zu können, zurückgewiesen. In dieser Erklärung 
sah das.~eichsgericht die endgültige Ablehnung der Ausübung des Vorkaufsrechts 
37 Grunewald, FS Gernhuber, 1993,5.144, will diese dritte Möglichkeit allerdings entfallen 
lassen, wenn der Dritte aufgrund der Aufspaltung des Pakets durch den Berechtigten 
kein Interesse mehr an diesem hat. Diese Ausnahme erscheint jedoch inkonsequent, da 
der Dritte bei Paketverkäufen regelmäßig kein Interesse an einem Geschäftsanteil mehr ha­
ben wird, ansonsten würde er für das Paket nämlich keinen Zuschlag zahlen. Grunewald 
widerlegt also faktisch ihre eigene Ausgangsthese. Außerdem führt ihre Auffassung zu einer 
Vermischung des Vorkaufs- mit dem Drittverhältnis. Die Rechtsfolgen im Verhältnis des 
Verpflichteten zum Dritten sind getrennt vom Vorkaufsverhältnis zu betrachten. 
38 S. dazu noch näher unten zu Iv. 1. 
39 Grunewald, FS Gernhuber, 1993, S.144 Fn.22. 
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mit der Folge des Erlöschens desselben.40 In vergleichbarer Weise hat dann auch der 
Bundesgerichtshof die von ihm als rechtsirrig beurteilte Auffassung des Vorkaufsbe­
rechtigren, die im Vertrag mit dem Dritten vereinbarten Vertragsbedingungen müsse 
er nicht gegen sich .gelten lassen, so gedeutet, daß es an der gültigen Ausübung des 
Vorkaufsrechts überhaupt fehleY 
Diese Rechtsprechung ist im Schrifttum auf berechtigte Kritik gestoßen, weil sie 
die rechtsirrtümliche Auffassung eines Vorkaufsberechtigten über den Inhalt seines 
Vorkaufsrechts zum Rechtsverlust insgesamt führen läßt:~2 Das kann um so weniger 
hingenommen werden, je weniger sich dem Vorkaufsberechtigten der Rechtsirrtum 
vorwerfen läßt. Zwar könnte sich der Vorkaufsberechtigre vorliegend darauf beru­
fen, daß es an einschlägigen Präjudizien fehlt und selbst von der herrschenden 
Meinung abweichende Ansichten43 eine beschränkte Ausübung des Vorkaufsrechts 
zulassen. Dennoch bliebe sein hierauf gestütztes Vorgehen mit dem Risiko des 
Rechtsverlustes behaftet. Um dieses zu mindern, wäre ihm deshalb bis zum Vorlie­
gen entsprechender höchstrichterlicher Rechtsprechung anzuraten, eine Erklärung 
abzugeben, wonach er sein Vorkaufsrecht beschränkt auf einen Anteil, hilfsweise 
insgesamt ausübe. Durch eine solche Vorgehensweise widerlegt der Vorkaufsberech­
tigte das (allerdings zweifelhafte) Argument der vorstehend genannten Rechtspre­
chung, die Auslegung der Willenserklärung des Vorkaufsberechtigten habe seinen 
Willen zum Ausdruck gebracht, sein Vorkaufsrecht nur beschränkt oder gar nicht 
ausüben zu wollen. Die Erklärung der hilfsweisen Ausübung des Vorkaufsrechts ins­
gesamt wäre ein gegenteiliger Anhaltspunkt und damit im Rahmen der Auslegung 
ohne weiteres beachtlich. 
IV. GRUNDSATZ- UND EINZELFRAGEN ZUR ANWENDUNG DES 
§ 508 BGB AUF PAKETVERKÄUFE 
1. Zur Vorzugswürdigkeit des Lösungswegs über § 508 BGB 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, daß sich der Fall der paketweisen 
Veräußerung vorkaufsrechtsverhafteter Geschäftsanteile und die auf einzelne der 
Anteile beschränkte Ausübung eines statutarisch begründeten Vorkaufsrechts nicht 
40 RGZ 133,76, 8I. 
41 BGH LM §505 Nr.3;BGHZ 102,237, 240ff. Anders jetzt OLG Karlsruhe, N]W-RR 1996, 
916,917, das in der Äußerung einer allerdings zutreff'enden - Rechtsansicht keine Ableh­
nung des Vorkaufsrechts sah. 
42 Näher hierzu Grunewald, FS Gernhuber, 1993, S. 150 f. 
'43 Wie etwa die Ansicht Hubers, die eine isolierte Ausübung des Vorkaufsrechts bei gemein­
schaftlicher Anteilsveräußerung generell zuläßt, s.o. Fn.25. 
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ohne weiteres und komplikationslos in den Regelungsrahmen der §§ 504 H. BGB 
einfügen läßt. 
Betrachtet man die Ansätze, die sich mit der Einpassung der geschilderten Fall­
konstellationen in die bürgerlichrechtliche Regelung des Vorkaufsrechts befassen, 
käme einer Lösung, die die Aufspaltung eines Anteilspakets generell zuläßt oder ab., 
lehnt, gewiß de» Vorteil der Rechtssicherheit zu. Dieser Vorteil wäre aber mit bereits 
an früherer Stelle aufgezeigten gravierenden Nachteilen erkauft. Zum einen kann die 
auf nur einen Teil der gemeinschaftlich veräußerten Anteile beschränkte Ausübung 
des Vorkaufsrechts die Interessen der Vorkaufsverpflichteten als Verkäufer und Ge­
sellschafter erheblich beeinträchtigen: Ihnen würde es untersagt, durch die Bünde­
lung ihrer Anteile im Veräußerungsfall einen Vorteil zu erzielen, der ihnen im 
vergleichbaren Zusammenwirken als Gesellschafter, insbesondere bei der Stimmaus­
übung, ohne weiteres gesellschaftsrechtlich zustehen würde und der im Verkaufsfalle 
von einem einzelnen Gesellschafter auch ohre jede Einschränkung zl realisieren 
wäre. Zudem müßte der Gesellschafter, dessen Anteile von der Ausübung des Vor­
kaufsrechts frei geblieben sind, darüber hinaus befürchten, daß seine Reqhtsstellung 
durch die gespaltene Ausübung des Vorkaufsrechts in der Gesellschaft: nachhaltig 
verwässert wird. Zum anderen hat umgekehrt auch die Versagung der isolierten Aus­
übung von Vorkaufsrechten in bezug auf gemeinschaftlich veräußerte Geschäftsan­
teile erhebliche Nachteile. Sie kann dazu führen, daß der mit der statutarischen Ein­
räumung von Vorkaufsrechten verfolgte Zweck, das Eindringen gesellschaftsfremder 
Dritter abzuwehren, das Machtverhältnis unter den Gesellschaftern aufrechtzuer­
halten und die Konzentrationvon Stimmrechtsanteilen zu verhindern, durch die Er­
schwerung des Vorkaufsrechts im Wege der Einführung eines »Alles oder'nichts«­
Prinzips vereitelt wird. 
In dieser Lage bietet der von der geschilderten herrschenden Meinung H gewie­
sene Weg, die aufgezeigte Könfliktlage durch eine modifizierte Anwendung des 
§ 508 BGB zU bewältigen, noch am ehesten die Möglichkeit, die gegenläufigen Inter­
essen der Beteiligten auf eine Weise ausgleichend zur Geltung zu bringen, welche die 
schuldrechtliche und gesellschaftsrechtliche Seite des Interessenkonflikts gleicher~ 
maßen berücksichtigt. Die Einräumung eines dreifachen Wahlrechts für den Vor­
kaufs berechtigten ist dabei nur die konsequente Fortentwicklung des in §508 
BGB niedergelegten Ausgleichsprinzips zwischen den Interessen des Vorkaufsbe­
rechtigten und der Vorkaufsverpflichteten für Fallkonstellationen wie die hier zu be­
handelnden. Der von der herrschenden Meinung vertretene Lösungsansatz führt in­
des durch die Einführung von Wahlrechten zu einer Art "Prozeduralisierung« oder 
»Dialogisierung« des Verfahrens der Ausübung und Durchführung des Vorkaufs­
rechts, die einige noch nicht vollständig ausgeräumte dogmatisch-praktische Schwie­
4:4 S.o. zu III. 2. b) ee) und Fn.35 f. 
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rigkeiten mit sich bringen. So ist noch nicht abschließend geklärt, wem der Paketzu­
schlag zusteht und wie er errechnet werden soll. Des weiteren erscheint es zweifel­
haft, ob die in §510 Abs. 2 Satz 1, 2 Alt. BGB angeordnete Wochenfrist nicht unan­
gemessen kurz ist. Denn der vorkaufsberechtigte Gesellschafter muß in diesem 
Zeitraum sehr weitreichende Entscheidungen treffen über die Frage der zukünftigen 
Zusammensetzung des Gesellschafterkreises, seine eigene Position in der Gesell­
schaft und ggf. die Finanzierung des Vorkaufs. Schließlich ist offen, innerhalb wel­
cher Frist der Vorkaufsberechtigte sein, ihm vielfach unbekanntes, dreifaches Wahl­
recht ausüben muß. 
Neben der Bewältigung der Folgeprobleme, die mit dem Lösungsweg der herr­
schenden Meinung verbunden sind, besteht für die Praxis die Hauptschwierigkeit 
jedoch darin, daß sie keine Anhaltspunkte hat, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang sich die Rechtsprechung einer der geschilderten Lösungen anzuschließen 
gewillt ist. Aus diesem Grunde soll im weiteren nicht nur versucht werden, die 
noch offenen Flanken der herrschenden Meinung zu schließen; vielmehr gilt es 
auch aufzuzeigen, auf welche Weise die bestehende Rechtsunsicherheit durch eine 
entsprechende Satzungsgestaltung bewältigt werden kann. Dabei steht außer Frage, 
daß gerade das den Ausgangspunkt aller weiteren Unsicherheiten bildende dreifache 
Wahlrecht im Gesellschaftsvertrag der GmbH verankert werden kann. 
2. Berechnung des Paketzuschlags 
Zu den zwar nicht ungeklärten, aber doch nicht zufriedenstellend gelösten Folgepro­
blemen der herr~chenden Meinung gehört die Berechnung des vom Vorkaufsberech­
tigten für den Fall zu erstattenden Nachteils, daß er sein Vorkaufsrecht nur be­
schränkt auf einen der im Paket verkauften Anteiie ausübt. Wie bereits an früherer 
Stelle dargelegt, vermag der diesbezügliche Vorschlag Grunewalds nicht zu überzeu­
gen: Die pauschale Berechnung des Nachteils durch Quotelung des im Kaufvertrag 
vorgesehenen Kaufpreises entsprechend der Quote der Anteile zueinander45 läßt die 
Tatsache unberüc~ichtigt, daß der Paketzuschlag durch den Verkauf zweier Anteile 
im Paket herbeigeführt wird . 
.Der Paketzuschlag als auszugleichender wirtschaftlicher Nachteil stellt die Diffe­
renz zwischen dem vereinbarten Kaufpreis mit Koppelungsabrede und dem Wert der 
Anteile ohne gekoppelten Verkauf dar. In der Praxis wird es regelmäßig aber nicht so 
sein, daß sowohl ein Käufer für das Gesamtpaket als auch zwei Käufer für die ein­
zelnen Anteile vorhanden sind. Schon von daher dürfte eine Nachteilsberechnung 
anhand der vorstehenden Differenzformel zumeist mit Schwierigkeiten verbunden 
sein. Hinzu kommt, daß sich für GmbH-Anteile auch kein Börsen- oder Marktpreis 
45 Grunewald, F5 Gemhuber, 1993,5.144 Fn.22. 
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ermitteln läßt. Es bleibt daher kein anderer Weg als auf den inneren Wert der Anteile 
zurückzugreifen, welcher unter Zugrundelegung der Vermögens- und Ertragslage 
der Gesellschaft zu errechnen ist.46 Sind nicht besondere anderweitige Faktoren 
nachzuweisen, die in die Bildung des Kaufpreises eingegangen sind47, so stellt der 
auszugleichende Paketzuschlag folglich regelmäßig die Differenz zwischen dem 
inneren Wert der Anteile und dem Kaufpreis dar. Der Paketzuschlag wird im Innen­
verhältnis der Verkäufer wiederum nach dem Verhältnis ihrer Anteile verteilt. Unter­
stellt man beispielsweise im Ausgangs/all 3 einen i~eren Wert der Anteile von 9 
Mio. DM für den Anteil des A und 3 Mio. für den Anteil des B und betrug der ver­
einbarte Paketpreis 14 Mio. DM, schuldet C, der nur den Anteil des B erwirbt, 3 
Mio. DM Anteilspreis zuzüglich 2 Mio. DM Paketzuschlag; die Aufteilwig des 
Paketzuschlags nach dem Verhältnis ihrer Anteile führt dazu, daß A 1,5 Mio. DM 
und B 0,5 Mio. DM erhält. 
Will man den naheliegenden Schwierigkeiten der Ermittlung des pr,etzuschlags
I . 
und namentlich dem Aufwand der Ermittlung des inneren ,Werts de veräußerten 
Anteile aus dem Weg gehen, bieten sich ruerfür entsprechende Satzung,sregelungen 
an. So kann im Gesellschaftsvertrag der GmbH etwa festgelegt werden, daß im Falle 
der auf einen der im Paket verkauften Anteile beschränkten Ausübung des Vorkaufs­
rechts nur ein prozentualer Anteil des Gesamtkaufpreises zu zahlen ist. Da 'im Aus­
gangs/a1l3 der Gesellschafter C mit dem Anteil von 8,33 % nur rund ein Viertel des 
Gesamtpakets von 33 % übernimmt, würde dies etwa bedeuten, daß er vom Gesamt­
kaufpreis von 14 Mio. DM nur 3,5 Mio. DM zu zahlen hätte. Diese Form der Be­
rechnung des Nachteilsausgleichs ist nicht nur kostensparend, sondern· trägt auch 
dazu bei, rechtlichen Auseinandersetzungen vorzubeugen. Hinzu kommt, daß da­
durch die mit der Einräumung von Vorkaufsrechten verfolgten Ziele eine gewisse. 
Verstärkung erfahren, weil diese Regelung die Vorkaufsberechtigten tendenziell be­
günstigt. Da die Gesellschafter zum einen nicht vorhersagen können, in welcher Rol­
le sie einmal mit der fraglichen Anordnung in Berührung kommen werden, und sie 
mit einer solchen Satzungsregelung jedenfalls ihr Prozeß- und Kostenrisiko min­
dern, dürfte ihnen eine entsprechende Gestaltung des Gesellschaftsvertrags durchaus 
akzeptabel erscheinen. Geht es den Gesellschaftern in erster Linie darum sicherzu­
stellen, daß die mit der Statuierung von Vorkaufsrechten verfolgen Ziele der Frem­
denabwehr und Proporzsicherung im Vorkaufsfalle nicht an einer finanziellen 
46 So etwa BGH WM 1987, 174, 175 (zur AG), 

47 Zu solchen Faktoren kann der Umstand gehören, daß sich der Käufer durch den Anteils­

erwerb wettbewerbliche Vorteile für ein anderes Unternehmen, an dem er beteiligt ist, er­
hofft, etwa indem er erwartet, auf diese Weise besseren Zugang zurelevanten Informationen 
oder Aufträgen für dieses Unternehmen zu gelangen, Dafür, daß solche Gesichtspunkte 
preisrelevant geworden sind, ist der Vorkaufsberechtigte beweispflichcig, da er das Argu­
ment, im Kaufpreis hätten sich noch andere Elemente als der Paketzuschlag niedergeschla­
gen, als Replik gegen die Einrede des Vorkaufsverpflichteten aus §508 Satz 2 BGB erhebt. 
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Überforderung der einzelnen Gesellschafter scheitern, wird man sogar daran zu den­
ken haben"den Kaufpreis für den Vorkaufsfall von vornherein auf den inneren Wert 
der· Anteile festzulegen. 
3. Darlegungslast in bezug auf die Höhe des Paketzuschlags 
Beruft sich der Vorkaufsverpflichtete auf die Einrede aus § 508 Satz 2 BGB, muß er 
dartun, daß ihm ein wirtschaftlicher Nachteil entstanden ist. Insbesondere hat er zu 
beweisen, daß und in welcher Höhe die Veräußerung von Anteilen "im Paket« sei­
tens des Käufers mit einem Paketzuschlag honoriert wurde. Deshalb ist anzuraten, 
daß die Parteien des den Vorkaufsfall bildenden Kaufvertrags die Bewertung der An­
teile im Vertrag entsprechend offenlegen, um ein langwieriges und streitträchtiges 
Bemessungsverfahren zu vermeiden.48 Allerdings ist dabei anzuraten, die Verteilung 
des Kaufpreises auf die Anteile an deren Größe und Wert auszurichten und nicht 
willkürlich so zu gestalten, daß der Vorkaufsberechtigte benachteiligt wird. Die 
Rechtsprechung hat für den Fall einer erkennbaren Benachteiligung des Vorkaufsbe­
rechtigten anerkannt, daß eine objektive Bemessung maßgebend sei.49 
4. Anspruchsberechtigung für den Paketzuschlag 
Die Ausübung des Vorkaufsrechts fültrt zur Begründung eines neuen Schuldverhält­

nisses zwischen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten mit dem 

Inhalt des ursprünglichen Kaufvertrags. Übt der Vorkaufsberechtigte im Falle einer 

. gemeinschaftlichen Veräußerung von Anteilen sein Vorkaufsrecht nur bescltränkt 

auf einen bestimmten Anteil aus, kommt zwangsläufig auch nur ein Kaufvertrag 

mit dem Verkäufer dieses Anteils zustande. Damit stünde der Paketzuschlag nur die­

sem Anteilsinhaber pro rata zu.50 Da die Aufspaltung des Paketverkaufs jedoch 

sämtliche der Parteien auf der Verkäuferseite benachteiligt, mithin auch diejenigen, 

deren Anteile von der Ausübung des Vorkaufsrechts nicht erfaßt wurden, erscheint 

vorstehende Konsequenz korrekturbedürftig. 
Daß zwischen dem Vorkaufsberechtigten und dem anderen Gesellschafter, dessen 
A~teil ersterer nicht erwerben will, ein Vorkaufsverhältnis bestanden hat, ist mangels 
Ausübung des Vorkaufsrechts kein hinreichender Grund, um auch dem fraglichen 
Verkäufer einen Anspruch auf den Paketzuschlag zu gewähren. Entscheidend ist, 
daß der ursprüngliche Kaufvertrag, der "Paketvertrag«, auf seiten der Verkäufer 
48 Grunewa/d in: Erman, BGB, 9. Aufl. 1993, §508 Rn. 2 (in bezug auf den Mengenkauf). 

49 OLG Karlsruhe, NJW-RR 1996, 916 (Grundstückskauf). 

50 So in der Tat Grunewald, PS Gernhuber, 1993, S. 144 Pn. 22. 
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eine Gesamtgläubigerschaft begründete. Diese ist jedenfalls hinsichtlich des von ihr 
erfaßten Anspruchs auf den Paketzuschlag auch nach der Ausübung eines Vorkaufs­
rechts, das auf einzelne der im Paket verkauften Anteile beschränkt wurde, als fort­
bestehend zu betrachten. Die Gesamtgläubigerschaft richtet sich nunmehr auf einen 
Nachteilsausgleich durch den Vorkaufsberechtigten: Erstreckt man mit der herr­
sehenden Meinung §508 BGB auch auf den Fall, daß mehrere von Vorkaufsrechten 
erfaßte Gegenstände von verschiedenen Vorka,ufsverpflichtetenzusammen verkauft 
werden, müssen den Gesamtgläubigernkonsequenterweise auch die daraus erwach­
senden Einreden zustehen. Die Ansprüche, die aus der Erhebung der Einrede des 
§ 508 Satz 2 BGB hervorgehen, stehen also beiden verkaufswilligen Gesellschaftern 
als Gesamtgläubiger zu, auch wenn nur im Hinblick auf einen Anteil das Vorkaufs­
recht ausgeübt wurde. Die Koppelung im inhaltsakzessorischen Kaufvertrag wirkt 
diesbezüglich also fort. Diese rechtsdogrnatische Argumentation deckt sich mit 
dem wirtschaftlichen Vorgang: Sachlich stehS der Paketzuschlag beidr- Anteilsver­
käufern zu, da nur durch ihr Zusammenwirken dieserMehterlös zustande kommt. 
Den wirtschaftlichen Nachteil erleiden beide gemeinsam. 
5. Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts und des Wahlrechts 
Das Vorkaufsrecht ist binnen einer Frist von einer Woche auszuüben; lediglich bei 
Grundstückskäufen beträgt die Ausschlußfrist zwei Monate (§510 Abs.2 Satz 1 
BGB). Diese Fristendifferenzierung beruht auf der Erwägung, daß Grundstücksge­
schäfte wegen ihrer Tragweite für die Betroffenen und dem mit ihnen regelmäßig 
einhergehenden höheren Finanzierungsbedarf eine längere Bedenkzeit rechtferti­
gen. 
Diese Wertung läßt sich ohne weiteres auch auf den Paketerwerb übertragen. Die 
Eingehung einer Beteiligung an einer GmbH, zurnal wenn es sich um eine persona­
listische Form derselben handelt, wird regelmäßig der Existenzsicherung des Gesell­
schafters dienen; nichts anderes gilt für die Fälle, in denen der Gesellschafter durch 
die Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts über seine zukünftige 
Positionierung in der GmbH entscheiden muß. Darüber hinaus stellt der Erwerb 
von Anteilen an einer GmbH, jedenfalls außerhalb der Gründungsphase, den Käufer 
typischerweise vor Finanzierungsaufgaben, die denjenigen beim Erwerb von Grund­
stücken vergleichbar sind. Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß Verträge 
über den Erwerb oder die Veräußerung von Grundstücken und GmbH-Anteilen 
zu den wenigen gehören, in denen das Gesetz notarielle BeUrkundung vorschreibt 
(§313 BGB, § 15 Abs.3 GmbHG). Auch wenn beim Formerfordernis nach § 15 
Abs.3 GmbHG die Unterbindung des spekulativen Handels mit GmbH-Anteilen 
im Vordergrund steht, kommt doch darin zum Ausdruck, daß es sich bei GmbH­
Anteilen wie Grundstücken um Güter handelt, deren Erwerb oder Veräußerung 
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eine Sonderbehandlung verdient. Deshalb ist dafür zu plädieren, die für Grund­
srucksgeschäfte geltende Frist analog auf den Paketerwerb anzuwenden.51 
Folgt man dieser Ansicht52, muß der Vorkaufsberechtigte innerhalb von zwei 
Monaten nach Mitteilung des Anteilsverkaufs erklären, ob und in welcher Weise 
er von seinem Vorkaufsrecht Gebrauch macht: Will er sein Vorkaufsrecht lediglich 
im Hinblick auf einen Teil der gemeinschaftlich veräußerten Anteile ausüben, obliegt 
es dem Vorkaufsverpflichteten, sich auf die Einrede des § 508 Satz 2 BGB zu berufen 
und den Umfang seines wirtschaftlichen Nachteils darzulegen, d.h. den Paketzu­
schlag zu benennen. Erst in diesem Moment eröffnet sich dem Vorkaufsberechtigten 
sein dreifaches Wahlrecht. 
Keinerlei Anhaltspunkte finden sich in Rechtsprechung und Schrifttum für die 
Beantwortung der Frage, innerhalb welchen Zeitraums der Vorkaufsberechtigte 
sein Wahlrecht auszuüben habe. Würde man auch insoweit § 510 Abs.2 Satz 1, 
1. Alt. BGB analog anwenden, hätte dies zur Folge, daß dem Vorkaufsberechtigten 
noch einmal zwei Monate Bedenkzeit eingeräumt und die durch den Vorkaufsfall 
ausgelöste Unsicherheit um diesen Zeitraum verlängert würde. Auch wenn dies 
auf den ersten Blick befremden mag, spricht für eine solche Lösung doch der Um­
stand, daß der Vorkaufsberechtigte auch hinsichtlich der Ausübung seines dreifachen 
Wahlrechts als Folge der Erhebung des Nachteilsausgleichs-Einwands aus §508 
BGB vor Entscheidungen steht, die derjenigen über die Ausübung des Vorkaufs­
rechts als solchem vergleichbar ist; vor allem steht nunmehr auch die Entscheidung 
an, ob der zu zahlende und zu finanzierende Paketzuschlag die Ausübung der Op­
tion rechtfertigt. Der Vorkaufsberechtigte ist deshalb so zu behandeln, als habe er ge­
rade erst vom Vorkaufsfall erfahren. 
Kommen in vorstehenden Erwägungen vor allem die Interessen des Vorkaufs­
berechtigten zumTragen, so sind die beiden hintereinandergeschal teten Z weimonats­
fristen doch umgekehrt auch keine unbillige Belastung für die Vorkaufsverpflich­
teten. Diese können nämlich, um die doppelte Frist zu vermeiden, schon bei der 
Mirteilung nach § 510 Abs.l BGB erklären, sie würden einen nach §508 BGB einre­
51 	 Eine vergleichbare Problematik besteht im Hinblick auf die Verjährungsfrist nach §477 
Abs. 1 Satz 1 BGB. Dort bejahen etwa Westermann(Fn. 11), § 477 Rn. 5 und Esin, Sachmän­
gelhafrung beim Unternehmenskauf nach deutschem und türkischem Kaufrecht, 1998, 
S.166 H. m.w.N., die Anwendung der für Grundstücke geltenden Frist auf den Unterneh­
menskauf, während die Rechtsprechung dies wohl ablehnt, vgl. RGZ 138, 354 H. (allerdings 
zum Kauf einer in gemieteten Räumen befindlichen Gastwirtschaft); BGHZ 65, 246, 253 ­
obiterdictum. Grundsätzlich anders Baur, IIB 1979,381,384 H., der die §§459 ff. beim Un­
ternehmenskauf für unpassend hält und deshalb die culpa in contrahendo i.Y.m. § 195 BGB 
anwenden will. ~ 
52 	 Daß eine längere Frist den Bedürfnissen der Praxis entspricht, zeigt folgende Tatsache: Un­
ter den wenigen entschied~nen Fällen zum Vorkaufsrecht finden sich gleich zwei, bei denen 
die Gesellschafter eine längere Frist vereinbart haben, vgL BGHZ 92, 386, 388 (ein Monat); 
BGH ZIP 1991,1489 (drei Monate). 
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deweise geltend zu machenden Nachteil erleiden, falls der Vorkaufsberechtigte die 
Ausübung seines Vorkaufsrechts auf Teile der gemeinschaftlich verkauften Anteile 
beschränke. Den Vorkaufsverpflichteten steht darüber hinaus auch die Möglichkeit 
offen, den Kaufvertrag mit dem Dritten gleich so zu formulieren, daß die gewollte 
Koppelung der Anteile und die Verteilung des Kaufpreises auf Anteile undPaketzu­
schlag eindeutig sind. In diesen Fällen ist die Sachlage für den Berechtigten mit der 
Mitteilung des Vorkaufsfalls offenkundig und er kann sich bereits in diesem Zeit­
punkt um eine Finanzierung kümmern, die auch die Möglichkeit miteinbezieht, einen 
Paketzuschlag zahlen zu müssen. Somit steht in diesen Fällen dem Vorkaufsberechtig­
ten nur eine zweimonatige Erklärungsfrist zur Verfügung. Dieses Ergebnis deckt sich 
mit der Entscheidung, die Rechtsprechung und herrschende Meinung für eine andere, 
aber sachlich vergleichbare Konstellation getroffen haben: Ändern Vorkaufsver­
pflichteter und Dritter den Kaufvertrag nachträglich ab, beginnt die Entscheidungs­
frist für den Käufer im Hinblick auf den geänderten Vertrag ebenfalls neu zu laufen. 53 
Um eine möglichst konfliktfreie und rechtssichere Regeh;mg zu ge.fährleisten, ist 
gleichwohl anzuraten, Form und Frist der Ausübung des Vorkaufsre~hts und des 
Wahlrechts in der Satzung festzulegen. ' 
V. VINKULIERUNG UND PAKETERWERB 
1. Zweck und Rechtsfolge der Vinkulierung 
Zur Absicherung eines nur obligatorisch wirkenden Vorkaufsrechts enthalten 
GmbH-Satzungen zumeist eine Klausel, derzufolge die Abtretung der Geschäftsan­
teile der Zustimmung der Gesellschaft oder der Gesellschafter bedarf. Eine solche 
Satzungsbestimmung ist gemäß § 15 Abs. 5 GmbHG zulässig. Die Vmkulierungver­
hindert den dinglichen Anteilsübergang ohne entsprechende Zustimmung. Bis zur 
Entscheidung über die Genehmigung ist die Abtretung schwebend unwirksam. 
Wird die Genehmigung rechtswirksam versagt, so ist der Abtretungsvertrag endgül­
tig rechtsunwirksam.54 
2. Einheitlichkeit der Entscheidung 
Betrachtet man die in der Praxis üblichen Vlllkulie~ngsklauseln, betreffen diese so­
wohl Abtretungen unter den Gesellschaftern als auch Abtretungen gegenüber Drit­
53 RGZ 118,5,8; OLG Karlsruhe NJW-RR 1996, 916; Grunewald (Fn.48), $510 Rn.4, §504 
Rn. 15. 
54 BGHZ 13, 179, 187; 48,163, 166; Winter in: Scholz, GmbHG, 8. AufL 1993, $ 15 Rn. 100 
m.w.N.; Reichen (Fn.2), S.52. 
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ten. Bei einem Paketverkauf an einen Dritten mit anschließender Ausübung des Vor­
kaufsrechts durch einen Mitgesellschafter müssen die Gesellschafter also darüber 
entscheiden, ob die Abtretung an den Mitgesellschafter oder an den Dritten geneh­
migt wird. Es sind mithin zwei sachlich zusammenhängende Beschlüsse erforderlich. 
Überträgt man die von Rechtsprechung und Schrifttum anerkannte Formel, wo­
nach bei Versagung der Genehmigung der Abtretungsvertrag endgültig rechtsun­
wirksam sei, auf die hier behandelten Fallkonstellationen, stellt man schnell fest, 
daß die Formel der Ergänzung bedarf: Versagt die Gesellschafterversammlung die 
Genehmigung zur Abtretung an den Dritten, ist die Abtretung des Anteils noch 
nicht endgültig gescheitert; vielmehr muß die Versammlung noch über die Abtretung 
an den Mitgesellschafter entscheiden. Erst wenn auch diese Abtretung abgelehnt 
wurde, ist die Abtretung endgültig unwirksam. Denn beide Beschlüsse gehören 
sachlich zusammen, da sie einen wirtschaftlich einheitlichen Vorgang betreffen. Sie 
sind folglich auch zusammen und in dem Zusammenhang, in dem sie stehen, aus­
zulegen. 
3. Stimmrecht 
Betrachtet man die Ausgangsfälle, in denen die Satzung keine Vorgaben über die Ab­
stimmung enthält, stellt sich die Frage, ob die gefaßten Beschlüsse überhaupt wirk­
sam sind, da die betroffenen Gesellschafter jeweils mitgestimmt haben. Für einen 
Ausschluß des Stimmrechts könnte §47 Abs. 4 Satz 2 GmbHG sprechen, der bei Ge­
schäften der Gesellschaft mit einem Gesellschafter ein derartiges Verbot enthält. 
a) Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 
Zunächst ist der Fall zu betrachten, daß eine ausdrückliche oder durch Auslegung 
"ermittelte Satzungsregelung die Gesellschafterversammlung oder die Gesellschaft 
für zuständig erklärt. 55 Die Entscheidung über die Abtretung eines Geschäftsanteils 
stellt einen Akt der Mitverwaltung auf Gesellschafterebene dar. Nach herrschender 
Meinung dürfen daher alle Gesellschafter in der Gesellschafterversammlung mit­
stimmen.56 
Die namentlich von Zöllner angeführte Gegenansicht wendet § 47 Abs. 4 
GmbHG auch auf die Zustimmung zur Vinkulierung an, um im Verkaufsfalle eine 
Gleichbehandlung zwischen verkaufswilligem Mehrheitsgesellschafter und ver­
55 Fehlt eine 5atzungsregelung, so erteilt die Geschäftsführung die Zustimmung, doch muß sie 
hierzu, nach heute herrschender Meinung, zuvor einen Beschluß der Gesellschafterver­
sammlung herbeiführen. Vgl. LutteriHommelhoff, GmbHG, 14. Aufl. 1995, §15 Rn.26 
m.w.N.; Staib (Fn.2), 5.123. 
56 Reichen (Fn. 2),5.102 m.w.N. 
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kaufswilligem Minderheitsgesellschafter herzustellen: Wenn der jeweils Betroffene 
mitstimmen dürfe, könnte der Mehrheitsgesellschafter die Abtretung seiner Ge­
schäftsanteile immer durchsetzen, der Minderheitsgesellschafter dagegen nicht. 57 
Diese Ansicht übersieht jedoch, daß der Minderheitsgesellschafter immer damit 
rechnen muß, überstimmt zu werden. Will er dies verhindern, muß er bei Vereinba­
rung des Gesellschaftsvertrags auf einer einstimmigen Entscheidung im Hinblick auf 
Vinkulierungen bestehen. Außerdem würde die Ansicht der Mindermeinung den 
Mehrheits-/Minderheitskonflikt nicht ausgleichen, sondern nur umdrehen: Der 
Minderheitsgesellschafter hätte es nun in der Hand, das Ausscheiden des Mehrheits­
gesellschafters zu blockieren. Die fragliche Ansicht führt damit im Ergebnis zu kei­
ner der herrschenden Meinung sachlich überlegenen Lösung. Deshalb ist den (durch 
den Wortlaut des §47 Abs. 1 GmbHG und den dieser Vorschrift zugrundeliegenden 
Wertungen gestützten) Argumenten der herrschenden Ansicht58 zu folgen. 
b) Zuständigkeit der (M(t-)Gesellschafter I 
Eine andere Beurteilung wäre indes geboten, wenn nicht die Gesellschaft oder die 
Gesellschafterversammlung selbst, sondern die Gesellschafter zur Entscheidung be­
rufen wären. Aber auch in diesem Falle hängt die Beurteilung der Frage, ob die Be­
troffenen dadurch von der Abstimmung ausgeschlossen sein sollen, von der Ausle­
gung des Gesellschaftsvertrags und den von di~sem gewählten Formulierungen ab.59 
Findet sich etwa die in der Praxis häufig verwendete Formulierung, die Abtretung 
bedürfe der Zustimmung der übrigen Gesellschafter, ist ein Stimmverbot fraglos an­
zunehmen. 
c) Fazit 
Ausgangsfalll zeigt, daß der Frage der Zuständigkeit für die Genehmigung der Ab­
tretung gerade bei Paketverkäufen entscheidende Bedeutung zukommt. Sieht die 
Satzung eine Mehrheitsentscheidung vor, ohne die Betroffenen von der Abstimmung 
auszuschließen, können diese, vorbehaltlich der Beurteilung ihres Vorgehens unter 
dem Gesichtspunkt von Treupflichten der Gesellschafter, einen Paketverkauf mit ih­
rer Anteilsmehrheit durchsetzen. Diese Konsequenz sollten die Gesellschafter bei 
57 Zöllner, Die Schranken mitgliedschaftlicher StirnmreChtsmacht bei den privatrechtlichen 
Personenverbänden, 1 %3, S. 245 H.; ders., GmbHR 1 %8, 177 H.; ders. in: BaumbachlHueck 
(Fn.8), § 47 Rn. 58; Herz/eider, Stimmrecht und InteressenkJ2llision bei den Personenver­
bänden des deutschen Reichspnvatrechts, 1927, 5.147. 
58 BGHZ 48, 163, 166 f.; LutterlHommelhoff (Fn.55), §47 Rn.24; K. Schmidt in: Scholz, 
GmbHG, 8. Aufl. 1993, §47 Rn. 117; Hueck (Fn.8), § 15 Rn. 41; Reichen, (Fn. 2), S.104, je­
weils m.w.N. 
59 Einzelheiten bei Staib (Fn.2), S. 114 H. 
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der Formulierung der entsprechenden Klauseln des Gesellschaftsvertrages in Be­
tracht ziehen. 
4. Treuwidrige Verweigerung der Zustimmung? 
. Die Verweigerung der Zustimmung zur Abtretung kann treuwidrig oder rechtsmiß­
bräuchlich sein, wenn die übrigen Gesellschafter mit ihrem Beschluß sachwidrige In­
teressen verfolgten. 
a) Satzungsregelung 
Bei der Frage, inwieweit die Gesellschafter bei der Entscheidung über die Zustim­
mung zur Abtretung von Geschäftsanteilen Bindungen unterliegen, ist zwischen 
dem Fall statutarischer Regelungen und demjenigen ihres Fehlens zu unterscheiden. 
Führt der Gesellschaftsvertrag zu berücksichtigende Kriterien auf oder legt er Um­
stände fest, bei deren Vorliegen die Zustimmung verweigert werden kann, so hat der 
Betroffene einen Anspruch auf Zustimmung, sofern kein Versagungsgrund gegeben 
ist.60 
b) Fehlen einer Satzungsregelung 
Welchen Anforderungen die Entscheidung über die Genehmigung genügen muß, 
wenn eine entsprechende Satzungsregelung fehlt, ist streitig. 
Das Reichsgericht vertrat die Ansicht, die Entscheidung stehe im freien Ermessen 
des Genehmigungsberechtigten, vorliegend also der Gesellschafterversammlung.61 
Später wurde diese Ansicht durch Rechtsprechung und Schrifttum eingeschränkt, 
auch wenn die einschlägigen Formulierungen mitunter voneinander abweichen. 
Als Grenze des Ermessens wurde nunmehr der Rechtsmißbrauch bzw. der Verstoß 
gegen die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht angesehen: Die Genehmigung dürfe 
nicht grundlos, willkürlich oder aus sachfremden Gründen verweigert werden 
(§§242, 226, 826 BGB).62 Die Ablehnung der Genehmigung brauche aber nicht 
durch einen wichtigen Grund gerechtfertigt zu sein.63 Auch könne die Wirksamkeit 
der Genehmigungsversagung nicht mit dem Argument angegriffen werden, die Ent­
60 Hueck (Fn.8), §15 Rn.45; Reichen (Fn.2), S.109 m.w.N. 
61 RGZ 88, 319, 325, zu §17 Abs.l GmbHG; RGZ 132, t49, 154 f., zur Zustimmung bei vin­
kulierten Namensaktien; RG JW 1934, 1412, 1413, zu § 15 Abs.5 GmbHG. 
62 OLG Düsseldorf GmbHR 1964, 250 f.; LG Düsseldorf DB 1989,33; Winter (Fn. 54), § 15 
Rn. 94, § 14 Rn. 58; Hueck (Fn.8), § 15 Rn.45. 
63 A.A. aber noch Rowedder, GmbHG, 3. Auf!. 1997, § 15 Rn. 105; Scholz, GmbHG, 4. Auf!. 
1960, §15 Rn. 49; Neflin, GmbHR 1963,22,24. 
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scheidung sei verbands- oder unternehmenspolitisch unzweckmäßig.64 Bisweilen 
findet sich auch die Formulierung, die Entscheidung über die Genehmigung der Ab­
tretung stehe im pflichtgemäßen Ermessen der Gesellschafter.65 Dieser Auffassung 
scheint auch der Bundesgerichtshof zu folgen, der in einem vergleichbaren Fall 
(zu vinkulierten Namensaktien) entschieden hat, die Genehmigung stehe im pflicht­
gemäßen Ermessen der Gesellschafter:66 Die Ermessensausübung habe sich in erster 
Linie am Wohl der Gesellschaft auszurichten, dürfe aber berechtigte Interessen des 
Aktionärs nicht außer acht lassen; weiterhin dürfe die Vinkulierung nicht zu einer 
Unveräußerlichkeit der Aktien auf unbegrenzte Zeit führen. Sofern die Gesellschaf­
ter den personalistischen Charakter der Gesellschaft erhalten wollten, müßten sie ge­
gebenenfalls die Aktien selbst aufkaufen. Als angemessener Preis sei nicht der Wert 
zu entrichten, den ein Dritter zahlen würde, sondern der innere Wert, den die Aktien 
nach Vermögens- und Ertragslage hätten. Insoweit müsse das Interesse des verkaufs­
willigen Gesellschafters hinter dem Interesse der Gesellschaft an der Verhinderung 
des Eindringens Dritter zurückstehen. Es liegt in der Konsequenz dieser Ansätze, 
daß eine rechtsmißbräuchliche Versagung der Genehmigung unwirfsam ist und 
einen Anspruch auf erneute Entscheidung begrünßet. Nur soweit (etWa aus Gleich­
behandlungsgründen oder weil die Treuepflicht die Zustimmung gebietet(7) eine Er­
messensreduzierung auf Null vorliegt, besteht ein Anspruch auf Genehmigung.68 
Die Gegenansicht hält eine Versagung der Genehmigung nur für rechtmäßig, 
wenn sie erforderlich und verhältnismäßig ist. Sie unterwirft damit den Beschluß 
einer Inhaltskontrolle. Erfülle die Versagung die genannten Voraussetzungen nicht, 
könne der Betroffene auf Zustimmung klagen.69 Diese Ansicht scheint ihrer Formu­
lierung nach über die bloße Mißbrauchskontrolle hinauszugehen und eine sachliche 
Rechtfertigung der Versagung der Zustimmung zu fordern. Im Ergebnis würde eine 
solche Ansicht die Beweislast umkehren: Nicht mehr der verkaufswillige Gesell­
schafter muß den Mißbrauch nachweisen, sondern die Gesellschaft hat die sachliche 
Rechtfertigung ihrer Entscheidung zu belegen. Gegen diese Auffassung spricht ent­
scheidend, daß für eine so weitgehende Inhaltskontrolle kein Anlaß besteht. Denn 
64 Winter (Fn. 54), § 15 Rn. 94. 

65 Lutter/Hommelhoff (Fn. 55), § 15 Rn. 28; Staib (Fn.2), 5. 137 H. 

66 BGH WM 1987, 174, 175 (zur AG); LG Aachen, AG 1992, 410; OLG Düsseldorf, EWiR 

§ 103 AktG 1/97, 145 (Kort); ebenso Lutter, AG 1992,369,370 L; Wirth, DB 1992,617 H.; 
Kossmann, BB 1985, 1364, 1366; Bork, EWiR §68 AktG 1/92,837; Berger, ZHR 157 (1993), 
31,35; Priester, EWiR §68 AktG 1/87, 107, 108. ~ 
67 So etwa OLG Karlsruhe, BB 1984,2015,2016. 
68 Winter (Fn. 54), § 15 Rn. 94; LutterlHommelhoff (Fn. 55), § 15 Rn. 28. 
69 Zutt in: Hachenburg, GmbHG, 8. AufL 1992, § 15 Rn. 116; Reichert (Fn.2), 5.224 ff.; Rei­
chertIWinter, F5 100Jahre GmbHG, 1992,5.215 ff.; Kellner (Fn. 2),5. 121 H.; offen gelassen 
bei OLG Koblenz, DB 1989, 672, 673. 
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anders als etwa beim Bezugsrechtsausschluß sind die Anteile von vornherein vinku­
liert, so daß kein zusätzlicher Eingriff in die Rechte der Gesellschafter vorliegt?O 
c) Begründungspflicht 
Das Gesetz kennt grundsätzlich keine Begründungspflicht.71 Dennoch fordern so­
wohl einige Vertreter der herrschenden Ansicht wie der Mindermeinung, der Betrof­
fene könne zumindest im Prozeß und wohl auch zur Vorbereitung eines solchen eine 
Begründung verlangen, um die Rechtmäßigkeit der Entscheidung kontrollieren zu 
können.72 Auch müsse es ihm erlaubt sein. vor einem erneuten Verkaufsversuch 
die von den Mitgesellschaftern angestellten Erwägungen zu erfahren, um sie berück­
sichtigen zu können. Im Ausgangsfall4 müßten die Gesellschafter also gegebenen­
falls auf Nachfrage ihre Gründe offenlegen. 
d) Anwendung auf die Ausgangsfälle 
In den Ausgangsfällen 2 und 3 haben die Gesellschafter Gründe für ihre ablehnende 
Entscheidung genannt. Im Ergebnis erfolgte die Ablehnung nicht ohne triftigen 
Grund, so daß, gleich welcher Ansicht man folgt, kein Verstoß gegen die Treue­
pflicht vofliegt. Ein sachlicher Grund für die Ablehnung kann im übrigen der 
Wunsch der anderen Gesellschafter sein, keine gesellschaftsfremden Dritten aufneh­
men zu mUssen. Sofern sie dem verkaufswilligen Gesellschafter nicht jede Möglich­
keit zur Desinvestition verwehren und ihm gegebenenfalls seinen Anteil zu einem 
angemessenen Preis abkaufen. wird in der verweigerten Genehmigung (selbst von 
den Vertretern der Mindermeinung) kein Mißbrauch gesehen?3 Schließlich ist der 
verkaufswillige Gesellschafter nicht schutzlos gestellt, da ihm bei wiederholter Ab­
lehnung ein außerordentliches Austrittsrecht gegen angemessene Abfindung zu­
steht.74 Weiterhin wäre eine Verweigerung der Genehmigung ohne weiteres zulässig, 
wenn der Erwerber selbst unternehmensch tätig und ein Konkurrent wäre. Das In­
teresse. die Gesellschaft vor Aushöhlung zu schützen und zu verhindern, daß Be­
triebsgeheimnisse und Kundenverbindungen in die Hände von Konkurrenten gelan­
gen, wird selbst von der (strengere Anforderungen stellenden) Mindermeinung als 
anerkennenswerter Grund für eine Versagung der Genehmigung angesehen?5 Vor­
70 Ebenso Lutter, AG 1992,369,372 f.; Kort, EWiR § 103 AktG 1197,145,146; im Ergebnis 
auch Immenga, AG 1992, 79, 82; jeweils zu § 68 Abs. 2 AktG. 
71 H.M.; vgL statt vieler Rowedder (Fn. 63), § 15 Rn. 104 und Kossmann, BB 1985,1364, 1366 
m.w.N. _ 
72 Wiedemann, Die Übertragung und Vererbung von Mitgliedschaftsrechten bei Handelsge­
sellschaften, 1965, S.107; Reichert (Fn.2), S. 243; Kossmann, BB 1985, 1364, 1366. 
73 Reichert (Fn.2), S. 237 f. . 
74 So LutterlHommelho// (Fn. 55), § 15 Rn. 29; Staib (Fn. 2),5.155 H. 
75 Reichert (Fn. 2), S. 237; ReichertfWinter, FS 100 Jahre GmbHG, 1992, S.234 H. 
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aussetzung ist allerdings, daß der Dritte am Konkurrenzunternehmen nicht eine blo­
ße Finanzbeteiligung hält, sondern in diesem eine unternehmerische Stellung inne­
hat76 Gleiches gilt für den Fall, daß der Erwerber einen schlechten Leumund hat 
oder als unzuverlässig anzusehen ist oder in ungeordneten finanziellen Verhältnissen 
lebt.77 Die Nichtgenehmigung der Abtretung an D ist in den Ausgangsfällen 2 und 3 
also rechtmäßig. 
Betrachtet man den Ausgangsfalll, ist eine andere Beurteilung geboten. Mit der 
Versagung der Genelunigung höhlen die verkaufswilligen Gesellschafter das Vor­
kaufsrecht des C aus. Ihm wird jede Chance genommen, die Beteiligungsverhältnisse 
an der Gesellschaft aufrechtzuerhalten. Da die Vinkulierung gerade auch den Zweck 
verfolgt, das Vorkaufsrecht abzusichern, erscheint ein solches Vorgehen der Mitge­
sellschafter rechtsmißbräuchlich. Sie nutzen ihre Mehrheitsmacht aus, um C die 
Rechte vorzuenthalten, die ihm nach der Satzung zustehen. Auch die oben geschil­
derte Mindermeinung müßte zu diesem Ergebnis kommen, da gerade bei einer per­
sonalistisch geprägten Gesellschaft dem VorHufsrecht entscl}eidende 'JIedeutung zu­
kommt und deshalb das Verhalten der Mitgesellschafter einen unverhältnismäßigen 
Eingriff in die Rechtsstellung des C bedeutet. " 
In Ausgangsfall4 wurden keine Grunde für die Versagung der Zustimmung ange­
geben. Bei der Abwägung und Bewertung später genannter Grunde ist die Tatsache 
einzubeziehen, daß die Gesellschaft nicht personalistisch strukturiert ist. Die Gesell­
schafter haben gerade kein so hoch zu bewertendes Interesse an der Verhinderung 
des Eindringens Dritter. Sie können als Eigeninteresse daher nur den Erhalt der Be­
teiligungsquote ins Feld führen. 
VI. VORSCHLÄGE FÜR DIE SATZUNGSGESTALTUNG 
Angesichts des bislang höchstrichterlich nicht geklärten Verhältnisses von Paketver­
kauf zu Vorkaufsrecht und Vinkulierung sollte die Praxis Vorsorge'für diesen Fall 
treffen, weshalb nachfolgend ein Vorschlag für eine Satzungs regelung unterbreitet 
wird?8 
(1) Die Gesellschafter räumen sich wechselseitig ein Vorkaufsrecht ein. Das Vor­
kaufsrecht kann nur innerhalb eines Monats nach Mitteilung des Vorkaufsfalls 
ausgeübt werden. Die Mitteilung des Vorkaufsfalls und die Ausübung des Vorkaufs­
rechts sind mittels Einschreiben vorzunehmen. Die Mitteilung ist der den Vorkaufs­
76 Reichert/Winter, FS 100 Jahre GmbHG, 1992, S. 236. 

77 Reichert (Fn.2), S.237. 

78 Der Formulierungsvorschlag geht aus Platzgrunden nicht auf den Fall einer Umgehung des 

Vorkaufsrechts durch eine gemischte Schenkung oder durch eine vorweggenommene Erb­
folge ein, vgL statt dessen die Nachweise in Fn.2 am Ende. 
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fall auslösende Kaufvertrag beizufügen. Als Kaufpreis schulden die ihr Vorkaufs­
recht ausübenden Gesellschafter den in diesem Kaufvertrag angeführten Kaufpreis. 
Optional: Als Kaufpreis ist der innere Wert des Anteils geschuldet, der im Streitfall 
durch Sachverständigengutachten zu ermitteln ist. Der Sachverständige, dessen 
Spruch für die Gesellschafter verbindlich ist, wird von der Industrie- und Handels­
kammer N.N. bestellt. 
(2) Verkaufen mehrere Gesellschafter ihre jeweiligen Anteile gemeinschaftlich, so 
kann jeder vorkaufsberechtigte Gesellschafter die Ausübung seines Vorkaufsrechts 
auf den Anteil eines oder mehrerer der Verkäufer beschränken. Macht der Vorkaufs­
berechtigte von diesem Recht Gebrauch, so schuldet er dem Vorkaufsverpflichteten 
den Anteil am Gesamtkaufpreis, der auf den Geschäftsanteil entfällt, bezüglich des­
sen er das Vorkaufsrecht ausgeübt hat. Ein darüber hinausgehender oder gesonderter 
Paketzuschlag wird nicht gezahlt. 
Optional: Obt der Gesellschafter sein Vorkaufsrecht bezüglich eines Anteils oder 
aller Anteile aus, gilt die Preisfeststellung nach Absatz (1). Ein Paketzuschlag wird 
nicht gezahlt. 
(3) Die Aufnahme weiterer Gesellschafter, die Abtretung, Teilung, Verpfändung, 
Sicherungsübereignung oder sonstige Belastung von Geschäftsanteilen mit Rechten 
Dritter bedarf der Zustimmung der Gesellschafterversammlung, wobei der Betrof­
fene Stimmrecht hat. 
Optional: ... wobei der Betroffene kein Stimmrecht hat. 
VII. ZUSAMMENFASSUNG 
1. GmbH-Satzungen treffen äußerst selten Vorsorge für den Fall von Paketver­
käufen. Insbesondere bei der Formulierung von Vorkaufsrechten und Vinkulie­
rungsklauseln bleibt diese Transaktionsform unberücksichtigt. Die hieraus 
folgende Rechtsunsicherheit ist beträchtlich. 
2. Die rechtlichen Rahmenbedingungen zur Lösung der Interessenkonflikte zwi­
schen verkaufswilligen Gesellschaftern einerseits und vorkaufsberechtigten Gesell­
schaftern andererseits sind umstritten. Die heute herrschende Meinung löst sie zu­
treffend über die Anwendung von § 508 BGB. 
3. Dem Vorkaufsberechtigten steht bei Paketverkäufen ein Wahlrecht zu. Er kann, 
sofern die Satzung ein wechselseitiges Vorkaufsrecht vorsieht, das gesamte Paket er­
werben, vom Vorkaufsrecht Abstand nehmen oder das Paket zerschlagen und nur 
einen der verkauften Anteile erwerben. In letzterem Fall schuldet er zusätzlich 
. zum anteiligen Kaufpreis den gesamten Paketzuschlag für den nicht erworbenen An­
teil, sofern einer der Verkäufer sich auf die Einrede des §508 Satz 2 BGB beruft. In 
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diesem Fall sind die Verkäufer des Anteilspakets im Hinblick auf den Paketzuschlag 
Gesamtgläubiger. 
4. Auf das Vorkaufsrecht bei Anteilsverkäufen findet die für Grundstücke geltende 
Frist des §510 Abs.2 Satz 1, 1. AH. BGB Anwendung. 
5. Bei Vinkulierungsklauseln ist eine genaue Regelung der Frage erforderlich, wer 
über die Zustimmung zur Abtretung zu entscheiden hat. Außerdem ist zu klären, 
ob der von der Entscheidung betroffene Gesellschafter stimmberechtigt ist. 
6. Fehlt eine abweichende Regelung, ist die Gesellschaft für die Zustimmung zustän­
dig. Die Gesellschafterversammlung beschließt hierüber mit der nach der Satzung 
oder dem Gesetz vorgesehenen Mehrheit, wobei der Betroffene mitstimmen darf. 
7. Die Mehrheit der Gesellschafter handelt treuwidrig, wenn sie zur Durchsetzung 
ihres Paketverkaufs und ohne Vorliegen sonstiger sachlicher Gründe eine Abtretung 
innerhalb der Gesellschafter verhindert und Idamit das Vor4:aufsrechfeines Mitge­
sellschafters umgeht. 
8. Bei einer kapitalistisch strukturierten GmbH ist-bei der Beantworturig der Frage, 
ob die Versagung der Zustimmung zur Abtretung eines Anteils treuwidrig war, die 
Struktur der Gesellschaft zu berücksichtigen. Die Gesellschafter haben ge~ade kein 
sonderlich hoch zu bewertendes Interesse an der Verhinderung des Eindringens 
Dritter. Sie können als Eigeninteresse daher nur den Erhalt der Beteiligungsquote 
ins Feld führen. 
9. Zur Bewältigung der Rechtsunsicherheit in bezug auf statutarische Vorkaufsrechte 
und Vinkulierungsbestimmungen im Zusammenhang mit Paketverkäufen sowie zur 
Konfliktvermeidung empfehlen sich entsprechende gesellschaftsvertragliche Vor­
kehrungen. 
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